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DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER 
EUROPÄISCHEN UNION —  
 
gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise 
der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 
53 Absatz 1 und Artikel 62, auf Vorschlag der 
Europäischen Kommission, nach Zuleitung des 
Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationa-
len Parlamente, nach Stellungnahme des Europä-
ischen Wirtschafts- und Sozialausschusses1, nach 
Stellungnahme des Ausschusses der Regionen2, 
gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfah-
ren3, in Erwägung nachstehender Gründe:  
 
(1) Die letzte inhaltliche Änderung der Richtlinie 
89/552/EWG des Rates4, die später durch die 
Richtlinie 2010/13/EU des Europäischen Parla-
ments und des Rates5 kodifiziert wurde, erfolgte 
im Jahr 2007 mit dem Erlass der Richtlinie 
2007/65/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates6. Seitdem hat sich der Markt für audio-
visuelle Mediendienste durch die zunehmende 
Konvergenz von Fernseh- und Internetdiensten 
beträchtlich und schnell weiterentwickelt. Die 
technischen Entwicklungen haben neue Arten von 
Diensten und neue Benutzererfahrungen ermög-
licht. Zudem haben sich die Sehgewohnheiten, 
insbesondere die der jüngeren Generationen, 
erheblich geändert. Der Hauptbildschirm des 
Fernsehgerätes ist zwar nach wie vor ein wichti-
ges Instrument des gemeinsamen audiovisuellen 
Erlebens, viele Zuschauer benutzen aber auch 
andere, tragbare Geräte, um audiovisuelle Inhal-
te anzusehen. Herkömmliche Fernsehinhalte 
machen noch immer den Hauptteil der durch-

                                                 
1 ABl. C 34 vom 2.2.2017, S. 157. 
2 ABl. C 185 vom 9.6.2017, S. 41. 
3 Standpunkt des Europäischen Parlaments vom 

2. Oktober 2018 (noch nicht im Amtsblatt 
veröffentlicht) und Beschluss des Rates vom 
6. November 2018. 

4 Richtlinie 89/552/EWG des Rates vom 3. Ok-
tober 1989 zur Koordinierung bestimmter 
Rechts- und Verwaltungsbestimmungen der 
Mitgliedstaaten über die Ausübung der Fern-
sehtätigkeit (ABl. L 298 vom 17.10.1989, S. 
23). 

5 Richtlinie 2010/13/EU des Europäischen Par-
laments und des Rates vom 10. März 2010 zur 
Koordinierung bestimmter Rechts- und Ver-
waltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über 
die Bereitstellung audiovisueller Mediendiens-
te (Richtlinie über audiovisuelle Mediendiens-
te) (ABl. L 95 vom 15.4.2010, S. 1). 

6 Richtlinie 2007/65/EG des Europäischen Par-
laments und des Rates vom 11. Dezember 
2007 zur Änderung der Richtlinie 89/552/EWG 
des Rates zur Koordinierung bestimmter 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mit-
gliedstaaten über die Ausübung der Fernseh-
tätigkeit (ABl. L 332 vom 18.12.2007, S. 27). 

schnittlichen täglichen Nutzungsdauer aus. Aller-
dings haben neue Arten von Inhalten wie Video-
clips oder nutzergenerierte Inhalte zunehmend 
an Bedeutung gewonnen, und es haben sich neue 
Anbieter, darunter auch Anbieter von Videoab-
rufdiensten und Video-Sharing- Plattformen, fest 
etabliert. Diese Konvergenz der Medien macht 
einen aktualisierten Rechtsrahmen erforderlich, 
um den Entwicklungen des Marktes Rechnung zu 
tragen und ein Gleichgewicht zwischen dem Zu-
gang zu Online- Inhalte-Diensten, dem Verbrau-
cherschutz und der Wettbewerbsfähigkeit zu 
schaffen.  
 
(2) Am 6. Mai 2015 nahm die Kommission eine 
Mitteilung mit dem Titel „Strategie für einen 
digitalen Binnenmarkt für Europa“ an, in der sie 
eine Überarbeitung der Richtlinie 2010/13/EU 
ankündigte. 
 
(3) Die Richtlinie 2010/13/EU sollte weiterhin 
nur auf jene Dienste Anwendung finden, deren 
Hauptzweck die Bereitstellung von Sendungen 
zur Information, Unterhaltung oder Bildung ist. 
Das Erfordernis des Hauptzwecks sollte auch 
dann als erfüllt angesehen werden, wenn der 
Dienst audiovisuelle Inhalte enthält und eine 
Form hat, die sich von der Hauptaktivität des 
Diensteanbieters trennen lassen, beispielsweise 
eigenständige Bereiche von Online-Zeitungen mit 
audiovisuellen Sendungen oder nutzergenerierten 
Videos, soweit solche Bereiche als von ihrer 
Haupttätigkeit trennbar angesehen werden kön-
nen. Ein Dienst sollte lediglich als untrennbare 
Ergänzung der Haupttätigkeit angesehen werden, 
wenn die Verknüpfungen zwischen dem audiovi-
suellen Angebot und der Haupttätigkeit, wie der 
Bereitstellung von Nachrichten in schriftlicher 
Form, dies rechtfertigen. Kanäle oder andere 
audiovisuelle Dienste, die der redaktionellen 
Verantwortung eines Anbieters unterliegen, kön-
nen als solche selbst audiovisuelle Mediendienste 
darstellen, auch wenn sie auf einer Video-
Sharing-Plattform dargeboten werden, bei der es 
ihrerseits an einer redaktionellen Verantwortung 
fehlt. In solchen Fällen werden die Anbieter, die 
eine redaktionelle Verantwortung wahrnehmen, 
die Bestimmungen der Richtlinie 2010/13/EU 
einzuhalten haben. 
 
(4) Video-Sharing-Plattform-Dienste stellen audi-
ovisuelle Inhalte bereit, die von der Allgemein-
heit und insbesondere von jungen Menschen im-
mer häufiger abgerufen werden. Dies gilt auch 
für soziale Netzwerke, die sich zu einem wichti-
gen Medium für das Teilen von Informationen 
sowie für Unterhaltung und Bildung entwickelt 
haben, auch indem sie Zugang zu Sendungen und 
nutzergenerierten Videos bieten. Diese sozialen 
Netzwerke müssen in den Geltungsbereich der 
Richtlinie 2010/13/EU einbezogen werden, da sie 
um das gleiche Publikum und um die gleichen 
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Einnahmen wie die audiovisuellen Mediendienste 
konkurrieren. Außerdem üben sie einen erhebli-
chen Einfluss aus, indem sie dazu beitragen, dass 
Nutzer die Möglichkeit haben, die Meinungen 
anderer Nutzer zu formen und zu beeinflussen. 
Um Minderjährige vor schädlichen Inhalten und 
alle Bürger vor der Aufstachelung zu Hass, Ge-
walt und Terrorismus zu schützen, sollten diese 
Dienste von der Richtlinie 2010/13/EU insoweit 
erfasst werden, wie sie die Begriffsbestimmung 
als Video-Sharing-Plattform-Dienst erfüllen. 
 
(5) Die Richtlinie 2010/13/EU ist zwar nicht da-
rauf ausgerichtet, soziale Netzwerke an sich zu 
regulieren, aber sie sollte sich auf diese Dienste 
erstrecken, wenn eine wesentliche Funktion des 
sozialen Netzwerks in der Bereitstellung von 
Sendungen und von nutzergenerierten Videos 
besteht. Die Bereitstellung von Sendungen und 
nutzergenerierten Videos könnte als wesentliche 
Funktion des sozialen Netzwerks angesehen wer-
den, wenn der audiovisuelle Inhalt im Rahmen 
der Tätigkeit des sozialen Netzwerks nicht bloß 
von untergeordneter Bedeutung ist oder nur ei-
nen geringfügigen Teil der Tätigkeiten des sozia-
len Netzwerks darstellt. Um bezüglich der Um-
setzung für Klarheit, Wirksamkeit und Einheit-
lichkeit zu sorgen, sollte die Kommission nach 
Konsultation des Kontaktausschusses gegebenen-
falls Leitlinien für die praktische Anwendung des 
in der Begriffsbestimmung „Video-Sharing-
Plattform-Dienst“ enthaltenen Kriteriums der 
wesentlichen Funktion herausgeben. Diese Leitli-
nien sollten unter gebührender Beachtung der 
allgemeinen Ziele von öffentlichem Interesse, 
die durch die von Video- Sharing-Plattform-
Anbietern zu treffenden Maßnahmen erreicht 
werden sollen, und des Rechts der freien Mei-
nungsäußerung ausgearbeitet werden. 

 
(6) Stellt ein trennbarer Teil eines Dienstes einen 
Video-Sharing-Plattform-Dienst für die Zwecke 
der Richtlinie 2010/13/EU dar, so sollte nur die-
ser Teil von dieser Richtlinie erfasst werden und 
dies nur im Hinblick auf Sendungen und nutzer-
generierte Videos. In die redaktionellen Inhalte 
elektronischer Ausgaben von Zeitungen und Zeit-
schriften eingebettete Videoclips und animierte 
Bilder wie Bilder im GIF-Format sollten von der 
Richtlinie 2010/13/EU nicht erfasst werden. Die 
Begriffsbestimmung „Video-Sharing-Plattform-
Dienst“ sollte sich nicht auf nichtwirtschaftliche 
Tätigkeiten, wie die Bereitstellung audiovisueller 
Inhalte auf privaten Webseiten und nichtwirt-
schaftlichen Interessengemeinschaften, erstre-
cken. 
 
(7) Damit eine wirksame Umsetzung der Richtli-
nie 2010/13/EU gewährleistet werden kann, 
kommt es darauf an, dass die Mitgliedstaaten 
aktuelle Aufzeichnungen über die ihrer Rechts-
hoheit unterworfenen Mediendiensteanbieter 

und Video-Sharing-Plattform-Anbieter erstellen 
und führen und diese regelmäßig ihren zuständi-
gen unabhängigen Regulierungsbehörden oder -
stellen und der Kommission übermitteln. Diese 
Aufzeichnungen sollten auch Angaben zu den 
Kriterien enthalten, auf denen die Rechtshoheit 
beruht. 
 
(8) Zur Feststellung der Rechtshoheit müssen die 
konkreten Gegebenheiten anhand der in der 
Richtlinie 2010/13/EU festgelegten Kriterien 
bewertet werden. Die Bewertung solcher konkre-
ten Gegebenheiten könnte zu widersprüchlichen 
Ergebnissen führen. Bei der Anwendung der in 
der genannten Richtlinie vorgesehenen Verfahren 
der Zusammenarbeit ist es wichtig, dass die 
Kommission ihre Erkenntnisse auf verlässliche 
Fakten stützen kann. Die Gruppe europäischer 
Regulierungsstellen für audiovisuelle Medien-
dienste (ERGA) sollte daher befugt sein, auf An-
frage der Kommission Stellungnahmen zur recht-
lichen Zuständigkeit abzugeben. Beschließt die 
Kommission in Anwendung dieser Verfahren der 
Zusammenarbeit, die ERGA zu konsultieren, so 
sollte sie den Kontaktausschuss darüber sowie 
über von Mitgliedstaaten im Rahmen solcher 
Verfahren der Zusammenarbeit eingegangene 
Mitteilungen und über die Stellungnahme der 
ERGA informieren.  

 
(9) Die Verfahren und Voraussetzungen, die für 
die Beschränkung der Freiheit, audiovisuelle 
Mediendienste anzubieten und zu nutzen, gelten, 
sollten für lineare und nichtlineare Dienste 
gleich sein. 
 
(10) Im Einklang mit der Rechtsprechung des 
Gerichtshofs der Europäischen Union (im Folgen-
den „Gerichtshof“) kann die nach dem Vertrag 
garantierte Dienstleistungsfreiheit aus zwingen-
den Gründen des öffentlichen Interesses einge-
schränkt werden - beispielsweise um ein hohes 
Maß an Verbraucherschutz zu erreichen -, sofern 
diese Einschränkungen gerechtfertigt, verhält-
nismäßig und notwendig sind. Die Mitgliedstaaten 
sollten daher bestimmte Maßnahmen ergreifen 
können, um die Einhaltung ihrer Verbraucher-
schutzvorschriften, die nicht die Bereiche betref-
fen, die durch die Richtlinie 2010/13/EU koordi-
niert sind, sicherzustellen. Die von einem Mit-
gliedstaat zur Durchsetzung seiner nationalen 
Verbraucherschutzregelung ergriffenen Maßnah-
men, einschließlich solcher in Bezug auf Glücks-
spielwerbung, müssten, wie von der Rechtspre-
chung des Gerichtshofs gefordert, gerechtfertigt, 
angesichts des angestrebten Ziels verhältnismä-
ßig und notwendig sein. Auf jeden Fall darf der 
empfangende Mitgliedstaat keine Maßnahmen 
ergreifen, die die Weiterverbreitung von Fern-
sehsendungen aus einem anderen Mitgliedstaat in 
seinem Hoheitsgebiet verhindern würden. 
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(11) Teilt ein Mitgliedstaat der Kommission mit, 
dass sich ein Mediendiensteanbieter in dem die 
Rechtshoheit innehabenden Mitgliedstaat nieder-
gelassen hat, um strengere Bestimmungen in den 
von der Richtlinie 2010/13/EU koordinierten 
Bereichen, denen dieser Anbieter unterliegen 
würde, wenn er im mitteilenden Mitgliedstaat 
niedergelassen wäre, zu umgehen, sollte er 
glaubwürdige und ordnungsgemäß begründete 
Belege hierfür vorlegen. Diese Belege sollten 
eine Reihe untermauernder Fakten enthalten, 
die es gestatten, eine solche Umgehung nach 
vernünftigem Ermessen festzustellen. 
 
(12) In ihrer Mitteilung an das Europäische Par-
lament und den Rat „Bessere Ergebnisse durch 
bessere Rechtsetzung – Eine Agenda der EU“ 
betonte die Kommission, dass sie bei der Prüfung 
von Lösungsansätzen gesetzgeberische wie auch 
nichtgesetzgeberische Möglichkeiten, die dem 
Modell der praxisorientierten Gemeinschaft und 
den Grundsätzen für eine bessere Selbst- und 
Koregulierung entsprechen, in Betracht ziehen 
würde. Mehrere Verhaltenskodizes, die in den 
von der Richtlinie 2010/13/EU koordinierten 
Bereichen aufgestellt wurden, haben sich nach 
den Grundsätzen für eine bessere Selbst- und 
Koregulierung als gut konzipiert bewährt. Das 
Bestehen eines gesetzgeberischen Auffangme-
chanismus wurde als wichtiger Erfolgsfaktor bei 
der Förderung der Einhaltung von Selbst- oder 
Koregulierungskodizes angesehen. Genauso wich-
tig ist, dass solche Kodizes konkrete Zielvorgaben 
und Zielsetzungen enthalten, die eine regelmä-
ßige, transparente und unabhängige Überwa-
chung und Bewertung ihrer Zielerfüllung ermög-
lichen. In den Verhaltenskodizes sollte auch die 
wirksame Durchsetzung geregelt werden. Die 
Selbst- und Koregulierungskodizes, die in den von 
der Richtlinie 2010/13/EU koordinierten Berei-
chen angenommen werden, sollten diesen 
Grundsätzen folgen. 
 
(13) Die Erfahrung hat gezeigt, dass sowohl 
Selbst- als auch Koregulierungsinstrumente, die 
im Einklang mit den unterschiedlichen 
Rechtstraditionen der Mitgliedstaaten angewandt 
werden, bei der Gewährleistung eines hohen 
Verbraucherschutzniveaus eine wichtige Rolle 
spielen können. Die Maßnahmen zur Verwirkli-
chung der Ziele von öffentlichem Interesse im 
Bereich der neuen audiovisuellen Mediendienste 
sind wirksamer, wenn sie mit der aktiven Unter-
stützung der Diensteanbieter selbst ergriffen 
werden. 
 
(14) Die Selbstregulierung stellt eine Art freiwil-
lige Initiative dar, die Wirtschaftsteilnehmern, 
Sozialpartnern, Nichtregierungsorganisationen 
und Vereinigungen die Möglichkeit gibt, unterei-
nander und füreinander gemeinsame Leitlinien 
festzulegen. Sie sind für die Ausarbeitung, Über-

wachung und Durchsetzung der Einhaltung dieser 
Leitlinien selbst zuständig. Die Mitgliedstaaten 
sollten im Einklang mit ihren unterschiedlichen 
Rechtstraditionen die Rolle, die eine wirksame 
Selbstregulierung als Ergänzung zu den beste-
henden Gesetzgebungs-, Gerichts- und Verwal-
tungsverfahren spielen kann, sowie ihren wert-
vollen Beitrag zur Verwirklichung der Ziele der 
Richtlinie 2010/13/EU anerkennen. Die Selbstre-
gulierung sollte jedoch, obwohl sie eine ergän-
zende Methode zur Umsetzung bestimmter Vor-
schriften der Richtlinie 2010/13/EU sein kann, 
die Verpflichtung des nationalen Gesetzgebers 
nicht ersetzen. In ihrer Minimalform schafft Ko-
regulierung im Einklang mit den Rechtstraditio-
nen der Mitgliedstaaten eine rechtliche Verbin-
dung zwischen Selbstregulierung und dem natio-
nalen Gesetzgeber. Bei der Koregulierung teilen 
sich die Interessenträger und die Regierung oder 
die nationalen Regulierungsbehörden oder -
stellen die Regulierungsfunktion. Zu den Aufga-
ben der einschlägigen öffentlichen Behörden 
zählen die Anerkennung des Koregulierungspro-
gramms, die Prüfung seiner Verfahren und die 
Finanzierung des Programms. Bei der Koregulie-
rung sollten weiterhin staatliche Eingriffsmög-
lichkeiten für den Fall vorgesehen werden, dass 
ihre Ziele nicht erreicht werden. Unbeschadet 
der förmlichen Verpflichtungen der Mitgliedstaa-
ten bezüglich der Umsetzung fördert die Richtli-
nie 2010/13/EU die Nutzung der Selbst-und Ko-
regulierung. Dadurch werden weder die Mitglied-
staaten zur Festlegung von Regelungen zur 
Selbst-oder Koregulierung verpflichtet, noch 
werden gegenwärtige Koregulierungsinitiativen, 
die in den Mitgliedstaaten bereits bestehen und 
effektiv funktionieren, beeinträchtigt oder ge-
fährdet. 
 
(15) Transparenz in Bezug auf die Eigentumsver-
hältnisse im Medienbereich steht in unmittelba-
rem Zusammenhang mit der Meinungsfreiheit, 
einem Eckpfeiler demokratischer Systeme. In-
formationen über die Eigentümerstruktur von 
Mediendiensteanbietern ermöglichen es Nutzern 
in Fällen, in denen die Eigentumsverhältnisse zu 
einer Kontrolle über die Inhalte der angebotenen 
Dienste oder zur Ausübung eines erheblichen 
Einflusses auf diese führen, sich ein fundiertes 
Urteil über die Inhalte zu bilden. Die Mitglied-
staaten sollten in der Lage sein zu bestimmen, 
ob und inwieweit Angaben zu den Eigentumsver-
hältnissen eines Mediendiensteanbieters für die 
Nutzer zugänglich sein sollten, sofern der We-
sensgehalt der betreffenden Grundrechte und -
freiheiten gewahrt wird und diese Maßnahmen 
notwendig und verhältnismäßig sind. 
 
(16) Aufgrund der Besonderheiten audiovisueller 
Mediendienste, insbesondere ihres Einflusses auf 
die Meinungsbildung der Menschen, haben die 
Nutzer ein berechtigtes Interesse zu erfahren, 
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wer für den Inhalt dieser Dienste verantwortlich 
ist. Um die Meinungsfreiheit zu stärken und in 
der Folge den Medienpluralismus zu fördern und 
Interessenkonflikte zu vermeiden, ist es wichtig, 
dass die Mitgliedstaaten gewährleisten, dass die 
Nutzer jederzeit leicht und unmittelbar Zugang 
zu Informationen über Mediendiensteanbieter 
haben. Insbesondere im Hinblick auf die Anga-
ben, die zur Eigentümerstruktur und zu den wirt-
schaftlichen Eigentümern gemacht werden kön-
nen, liegt die Entscheidung bei den einzelnen 
Mitgliedstaaten.  
 
(17) Um ein kohärentes Vorgehen und Rechtssi-
cherheit für die Unternehmen und die Behörden 
der Mitgliedstaaten zu gewährleisten, sollte der 
Begriff der „Aufstachelung zu Gewalt oder Hass“ 
in angemessenen Umfang im Sinne des Rahmen-
beschlusses 2008/913/JI des Rates7 verstanden 
werden. 
 
(18) Angesichts der Entwicklung der Mittel zur 
Verbreitung von Inhalten über elektronische 
Kommunikationsnetze ist es wichtig, die Allge-
meinheit vor der Aufstachelung zu Terrorismus 
zu schützen. Aus diesem Grund sollte durch die 
Richtlinie 2010/13/EU sichergestellt werden, 
dass audiovisuelle Mediendienste keine öffentli-
che Aufforderung zur Begehung einer terroristi-
schen Straftat enthalten. Um ein kohärentes 
Vorgehen und Rechtssicherheit für die Unter-
nehmen und die Behörden der Mitgliedstaaten zu 
gewährleisten, sollte der Begriff „öffentliche 
Aufforderung zur Begehung einer terroristischen 
Straftat“ im Sinne der Richtlinie (EU) 2017/541 
des Europäischen Parlaments und des Rates8 
verstanden werden.   
 
(19) Damit die Zuschauer, darunter auch Eltern 
und Minderjährige, in der Lage sind, informierte 
Entscheidungen über die anzusehenden Inhalte 
zu treffen, ist es notwendig, dass Mediendienste-
anbieter ausreichende Informationen über Inhal-
te geben, die die körperliche, geistige oder sitt-
liche Entwicklung von Minderjährigen beeinträch-
tigen können. Dies könnte beispielsweise mithilfe 
eines Systems von Inhaltsdeskriptoren, eines 
akustischen Warnhinweises, einer optischen 

                                                 
7 Rahmenbeschluss 2008/913/JI des Rates vom 

28. November 2008 zur strafrechtlichen Be-
kämpfung bestimmter Formen und Aus-
drucksweisen von Rassismus und Fremden-
feindlichkeit (ABl. L 328 vom 6.12.2008, S. 
55). 

8 Richtlinie (EU) 2017/541 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 15. März 2017 
zur Terrorismusbekämpfung und zur Ersetzung 
des Rahmenbeschlusses 2002/475/JI des Rates 
und zur Änderung des Beschlusses 
2005/671/JI des Rates (ABl. L 88 vom 
31.3.2017, S. 6). 

Kennzeichnung oder eines anderen Mittels erfol-
gen, das die Art des Inhalts beschreibt. 
 
(20) Die angemessenen Maßnahmen zum Schutz 
Minderjähriger, die für Fernsehdienste gelten, 
sollten auch für audiovisuelle Mediendienste auf 
Abruf gelten. Dadurch sollte das Schutzniveau 
erhöht werden. Der Mindesthar-
monisierungsansatz ermöglicht es den Mitglied-
staaten, ein höheres Schutzniveau für Inhalte 
einzuführen, die die körperliche, geistige oder 
sittliche Entwicklung von Minderjährigen beein-
trächtigen können. Die schädlichsten Inhalte, die 
die körperliche, geistige oder sittliche Entwick-
lung von Minderjährigen beeinträchtigen können, 
die aber nicht notwendigerweise eine Straftat 
darstellen, sollten den strengsten Maßnahmen, 
wie Verschlüsselung und wirksamen Systemen zur 
elterlichen Kontrolle, unterliegen; dies hindert 
die Mitgliedstaaten nicht daran, strengere Maß-
nahmen zu erlassen. 
 
(21) In der Verordnung (EU) 2016/679 des Euro-
päischen Parlaments und des Rates9 wird festge-
stellt, dass Kinder hinsichtlich der Verarbeitung 
ihrer personenbezogenen Daten besonderen 
Schutz verdienen. Die Einrichtung von Systemen 
zum Schutz von Kindern durch Mediendienstean-
bieter führt unweigerlich zur Verbreitung der 
personenbezogenen Daten von Minderjährigen. 
Da solche Systeme dem Schutz von Kindern die-
nen, sollten die personenbezogenen Daten von 
Minderjährigen, die im Rahmen von technischen 
Maßnahmen zum Schutz von Kindern verarbeitet 
werden, nicht für kommerzielle Zwecke verwen-
det werden.  
 
(22) Die Gewährleistung der Barrierefreiheit au-
diovisueller Inhalte ist eine wesentliche Anforde-
rung im Zusammenhang mit den im Übereinkom-
men der Vereinten Nationen über die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen eingegangenen 
Verpflichtungen. Im Rahmen der Richtlinie 
2010/13/EU sollte der Begriff „Menschen mit 
Behinderungen“ in Anbetracht der Art der unter 
diese Richtlinie fallenden Dienstleistungen — 
nämlich audiovisuelle Mediendienste — ausgelegt 
werden. Das Recht von Menschen mit Beeinträch-
tigungen und von älteren Menschen auf Teilnah-
me am gesellschaftlichen und kulturellen Leben 
der Union und ihre diesbezügliche Integration ist 
mit der Bereitstellung barrierefreier audiovisuel-
ler Mediendienste verbunden. Daher sollten die 
Mitgliedstaaten ohne unangemessene Verzöge-

                                                 
9 Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 
zum Schutz natürlicher Personen bei der Ver-
arbeitung personenbezogener Daten, zum 
freien Datenverkehr und zur Aufhebung der 
Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz- Grundver-
ordnung) (ABl. L 119 vom 4.5.2016, S. 1). 
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rung sicherstellen, dass sich die ihrer Rechtsho-
heit unterworfenen Mediendiensteanbieter aktiv 
darum bemühen, ihre Inhalte für Menschen mit 
Behinderungen, insbesondere für Menschen mit 
Seh- oder Hörstörungen, zugänglich zu machen. 
Die Anforderungen an die Barrierefreiheit sollten 
durch einen schrittweisen und fortlaufenden 
Prozess erfüllt werden, wobei praktische und 
unvermeidbare Einschränkungen, die beispiels-
weise im Fall von live übertragenen Sendungen 
oder Veranstaltungen eine vollständige Barriere-
freiheit verhindern könnten, zu berücksichtigen 
sind. Um feststellen zu können, welche Fort-
schritte Mediendiensteanbieter dabei gemacht 
haben, ihre Dienste schrittweise für Menschen 
mit Seh- oder Hörstörungen zugänglich zu ma-
chen, sollten die Mitgliedstaaten die in ihrem 
Hoheitsgebiet niedergelassenen Mediendienste-
anbieter verpflichten, ihnen regelmäßig Bericht 
zu erstatten. 
 
(23) Die Barrierefreiheit audiovisueller Medien-
dienste sollte gemäß der Richtlinie 2010/13/EU 
unter anderem durch Gebärdensprache, Unterti-
telung für Gehörlose und Schwerhörige, gespro-
chene Untertitel und Audiobeschreibung herge-
stellt werden. Diese Richtlinie gilt jedoch weder 
für Funktionen oder Dienste, die Zugang zu audi-
ovisuellen Mediendiensten bieten, noch gilt sie 
für Barrierefreiheitsfunktionen elektronischer 
Programmführer (EPG). Diese Richtlinie lässt 
daher Unionsrecht zur Harmonisierung der Barri-
erefreiheit von Diensten, die Zugang zu audiovi-
suellen Mediendiensten bieten — wie etwa Web-
seiten, Online-Anwendungen oder EPG —, oder 
der Bereitstellung von Informationen zu Barriere-
freiheit und in barrierefreien Formaten unbe-
rührt. 
 
(24) In einigen Fällen ist es unter Umständen 
nicht möglich, Notfallinformationen so zu ver-
breiten, dass sie für Menschen mit Behinderun-
gen zugänglich sind. Die Verbreitung von Not-
fallinformationen über audiovisuelle Medien-
dienste sollte durch solche besonderen Umstände 
jedoch nicht verhindert werden.   
 
(25) Die Richtlinie 2010/13/EU lässt die Möglich-
keit der Mitgliedstaaten unberührt, Verpflichtun-
gen zur Gewährleistung der angemessenen Her-
ausstellung von Inhalten aufzuerlegen, die nach 
festgelegten Zielen des allgemeinen Interesses 
wie Medienpluralismus, Meinungsfreiheit und 
kulturelle Vielfalt von allgemeinem Interesse 
sind. Solche Verpflichtungen sollten nur aufer-
legt werden, wenn sie notwendig sind, um von 
Mitgliedstaaten im Einklang mit dem Unionsrecht 
eindeutig festgelegte Ziele von allgemeinem 
Interesse zu erreichen. Beschließen Mitgliedstaa-
ten, Vorschriften über die angemessene Heraus-
stellung zu erlassen, sollten sie den Unterneh-
men nur verhältnismäßige Verpflichtungen in 

Verfolgung legitimer öffentlicher Interessen auf-
erlegen. 
 
(26) Um die redaktionelle Verantwortung der 
Mediendiensteanbieter und die audiovisuelle 
Wertschöpfungskette zu schützen, ist es uner-
lässlich, dass die Integrität der Sendungen und 
audiovisuellen Mediendienste der Mediendiens-
teanbieter sichergestellt werden kann. Sendun-
gen und audiovisuelle Mediendienste sollten ohne 
Kürzung, Veränderung oder Unterbrechung und 
ohne Überblendung für kommerzielle Zwecke 
übertragen werden, es sei denn, die betreffen-
den Mediendienstanbieter haben dem ausdrück-
lich zugestimmt. Die Mitgliedstaaten sollten ge-
währleisten, dass die Zustimmung des Medien-
diensteanbieters bei Überblendungen, die vom 
Empfänger des Dienstes ausschließlich zum priva-
ten Gebrauch ausgelöst oder genehmigt werden, 
wie etwa Überblendungen durch Dienste für die 
individuelle Kommunikation, nicht erforderlich 
ist. Steuerungselemente von Benutzero-
berflächen, die wie Lautstärkeregler, Suchfunk-
tionen, Navigationsmenüs oder Senderübersich-
ten für die Bedienung des Geräts oder das An-
wählen des Dienstes erforderlich sind, sollten 
nicht erfasst werden. Zulässige Überblendungen 
wie Warnhinweise, Informationen von öffentli-
chem Interesse, Untertitel oder Überblendungen 
mit kommerzieller Kommunikation, die vom Me-
diendiensteanbieter bereitgestellt werden, soll-
ten ebenfalls nicht unter diese Bestimmung fal-
len. Unbeschadet der Verordnung (EU) 2015/2120 
des Europäischen Parlaments und des Rates10 
sollten auch Datenkomprimierungsverfahren zur 
Reduzierung der Größe einer Datei und andere 
technische Verfahren zur Anpassung eines Diens-
tes an das Mittel der Verbreitung (wie Auflösung 
und Codierung), in deren Fall der Inhalt in keiner 
Weise verändert wird, nicht erfasst werden. 
 
Maßnahmen zum Schutz der Integrität von Sen-
dungen und audiovisuellen Mediendiensten soll-
ten verhängt werden, wenn sie notwendig sind, 
um von Mitgliedstaaten im Einklang mit dem 
Unionsrecht eindeutig festgelegte Ziele von all-
gemeinem Interesse zu erreichen. Durch solche 
Maßnahmen sollten Unternehmen verhältnismä-
ßige Verpflichtungen in Verfolgung legitimer 
öffentlicher Interessen auferlegt werden 
 

                                                 
10 Verordnung (EU) 2015/2120 des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 25. November 
2015 über Maßnahmen zum Zugang zum offe-
nen Internet und zur Änderung der Richtlinie 
2002/22/EG über den Universaldienst und 
Nutzerrechte bei elektronischen Kommunika-
tionsnetzen und -diensten sowie der Verord-
nung (EU) Nr. 531/2012 über das Roaming in 
öffentlichen Mobilfunknetzen in der Union 
(ABl. L 310 vom 26.11.2015, S. 1).  
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(27) Mit Ausnahme von Sponsoring und Produkt-
platzierung sollte audiovisuelle kommerzielle 
Kommunikation für alkoholische Getränke in 
audiovisuellen Mediendiensten auf Abruf die 
Kriterien erfüllen, die gemäß der Richtlinie 
2010/13/EU auf Fernsehwerbung und Teleshop-
ping zugunsten alkoholischer Getränke Anwen-
dung finden. Die ausführlichen Kriterien in Bezug 
auf Fernsehwerbung und Teleshopping für alko-
holische Getränke beschränken sich auf Spot-
Werbung, die als solche ohnehin von der Sendung 
getrennt sind, und schließen daher andere Arten 
kommerzieller Kommunikation aus, die mit der 
Sendung in Verbindung stehen oder ein integrier-
ter Bestandteil der Sendung sind, wie etwa Spon-
soring und Produktplatzierung. Diese Kriterien 
sollten folglich auf Sponsoring und Produktplat-
zierung in audiovisuellen Mediendiensten auf 
Abruf keine Anwendung finden. 
 
(28) Auf nationaler und internationaler Ebene 
bestehen verschiedene weithin anerkannte Er-
nährungsleitlinien, wie beispielsweise das Nähr-
stoffprofil-Modell des Regionalbüros für Europa 
der Weltgesundheitsorganisation, die es ermögli-
chen, Lebensmittel auf der Grundlage ihrer 
Nährstoffzusammensetzung im Zusammenhang 
mit der auf Kinder ausgerichteten Fernsehwer-
bung für Lebensmittel zu differenzieren. Die 
Mitgliedstaaten sollten angehalten werden, dafür 
zu sorgen, dass unter anderem mithilfe von Ver-
haltenskodizes auf Selbst- und Koregulierung 
zurückgegriffen wird, um die Einwirkung audiovi-
sueller kommerzieller Kommunikation für Le-
bensmittel und Getränke, die einen hohen Ge-
halt an Salz, Zucker, Fett, gesättigten Fettsäuren 
oder Transfettsäuren aufweisen oder anderweitig 
gegen solche nationalen oder internationalen 
Ernährungsleitlinien verstoßen, auf Kinder wir-
kungsvoll zu reduzieren. 
 
(29) In derselben Weise sollten die Mitgliedstaa-
ten angehalten werden, dafür zu sorgen, dass auf 
Selbst- und Koregulierung beruhende Verhaltens-
kodizes angewandt werden, um die Einwirkung 
audiovisueller kommerzieller Kommunikation für 
alkoholische Getränke auf Kinder und Jugendli-
che wirkungsvoll zu reduzieren. Auf Unionsebene 
und auf nationaler Ebene bestehen verschiedene 
Selbst- und Koregulierungssysteme, die auf eine 
verantwortungsvolle Vermarktung alkoholischer 
Getränke, auch mittels audiovisueller kommerzi-
eller Kommunikation, abzielen. Derartige Syste-
me sollten weiter gefördert werden, insbesonde-
re wenn sie dafür sorgen sollen, dass audiovisuel-
le kommerzielle Kommunikation für alkoholische 
Getränke stets mit Hinweisen auf einen verant-
wortungsvollen Alkoholgenuss einhergeht. 
 
(30) Es ist wichtig, dass Minderjährige vor der 
Einwirkung audiovisueller kommerzieller Kom-
munikation zur Bewerbung von Glücksspielen 

wirksam geschützt werden. Auf Unionsebene und 
auf nationaler Ebene bestehen diesbezüglich 
verschiedene Selbst- und Koregulierungssysteme 
zur Förderung des verantwortungsvollen Glücks-
spiels, auch mittels audiovisueller kommerzieller 
Kommunikation. 
 
(31) Um Hindernisse für den freien Verkehr 
grenzüberschreitender Dienstleistungen in der 
Union zu beseitigen, ist es notwendig, die Wirk-
samkeit von Selbst- und Koregulierungsmaßnah-
men zu gewährleisten, die insbesondere auf den 
Schutz der Verbraucher und den Schutz der öf-
fentlichen Gesundheit abzielen.   
 
(32) Der Fernsehmarkt hat sich gewandelt, und 
bei der audiovisuellen kommerziellen Kommuni-
kation wird daher insbesondere im Hinblick auf 
quantitative Vorschriften für lineare audiovisuel-
le Mediendienste und Produktplatzierung mehr 
Flexibilität benötigt. Das Aufkommen neuer 
Dienste, auch solcher ohne Werbung, hat zu ei-
ner größeren Auswahl für die Zuschauer geführt, 
die leicht zu anderen Angeboten wechseln kön-
nen.   
 
(33) Die Liberalisierung der Produktplatzierung 
hat nicht zu der erwarteten Verbreitung dieser 
Form audiovisueller kommerzieller Kommunikati-
on geführt. Insbesondere hat das allgemeine 
Verbot der Produktplatzierung, von einigen Aus-
nahmen abgesehen, keine Rechtssicherheit für 
Mediendiensteanbieter geschaffen. Deshalb soll-
te die Produktplatzierung in allen audiovisuellen 
Mediendiensten und Video-Sharing-Plattform-
Diensten mit bestimmten Ausnahmen erlaubt 
sein.  
 
(34) In Nachrichtensendungen und Sendungen zur 
politischen Information, Verbrauchersendungen, 
Sendungen religiösen Inhalts und Kindersendun-
gen sollte Produktplatzierung nicht gestattet 
sein. Es ist insbesondere erwiesen, dass Produkt-
platzierung und eingebettete Werbebotschaften 
das Verhalten von Kindern beeinflussen können, 
weil Kinder oft nicht in der Lage sind, kommerzi-
elle Inhalte zu erkennen. Deshalb ist es notwen-
dig, Produktplatzierung in Kindersendungen auch 
weiterhin zu verbieten. Verbrauchersendungen 
sind Sendungen, die Zuschauern Ratschläge ge-
ben oder sogar Bewertungen im Hinblick auf den 
Kauf von Produkten und Dienstleistungen bein-
halten. Produktplatzierung in solchen Sendungen 
zu erlauben, ließe die Unterschiede zwischen 
Werbung und redaktionellem Inhalt für die Zu-
schauer, die im Fall solcher Sendungen eine ech-
te und ehrliche Bewertung von Produkten und 
Dienstleistungen erwarten dürfen, verschwim-
men. 
 
(35) Anbieter audiovisueller Mediendienste auf 
Abruf sollten die Produktion und Verbreitung 
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europäischer Werke fördern, indem sie dafür 
sorgen, dass ihre Kataloge einen Mindestanteil 
europäischer Werke enthalten und dass diese 
Werke darin hinreichend herausgestellt werden. 
Die Kennzeichnung audiovisueller Inhalte, die als 
europäische Werke einzustufen sind, in deren 
Metadaten sollte gefördert werden, damit solche 
Metadaten Mediendiensteanbietern zur Verfü-
gung stehen. Zur Herausstellung gehört, dass 
europäische Werke durch Erleichterung des Zu-
gangs zu diesen Werken gefördert werden. Eine 
Herausstellung kann durch verschiedene Mittel 
gewährleistet werden, beispielsweise durch ei-
nen speziellen Bereich für europäische Werke, 
der von der Hauptseite des Dienstes aus erreich-
bar ist, durch die Möglichkeit, mit dem als Be-
standteil dieses Dienstes verfügbaren Suchwerk-
zeug nach europäischen Werken zu suchen, durch 
die Nutzung europäischer Werke in Kampagnen 
dieses Dienstes oder durch einen Mindestanteil 
europäischer Werke, für die im Katalog dieses 
Dienstes zum Beispiel mit Bannern oder ähnli-
chen Instrumenten geworben wird. 
 
(36) Um angemessene Investitionen in europäi-
sche Werke sicherzustellen, sollten die Mitglied-
staaten die Möglichkeit haben, den in ihrem Ho-
heitsgebiet niedergelassenen Mediendienstean-
bietern finanzielle Verpflichtungen aufzuerlegen. 
Solche Verpflichtungen können in Form direkter 
Beiträge zur Produktion europäischer Werke und 
zum Erwerb von Rechten an europäischen Wer-
ken auferlegt werden. Ebenso könnten die Mit-
gliedstaaten auf der Grundlage der Umsätze, die 
mit in ihrem Gebiet erbrachten oder auf ihr Ge-
biet abzielenden audiovisuellen Mediendiensten 
erzielt werden, Abgaben erheben, die in einen 
Fonds eingezahlt werden. In dieser Richtlinie 
wird klargestellt, dass ein Mitgliedstaat — ange-
sichts des direkten Zusammenhangs zwischen 
finanziellen Verpflichtungen und unterschiedli-
cher Kulturpolitik der Mitgliedstaaten — solche 
finanziellen Verpflichtungen auch Anbietern von 
auf sein Gebiet abzielenden Mediendiensten auf-
erlegen darf, die in einem anderen Mitgliedstaat 
niedergelassen sind. In diesem Fall sollten sich 
die finanziellen Verpflichtungen nur auf die Um-
sätze beziehen, die mit Zuschauern in dem Ziel-
mitgliedstaat erzielt werden. Mediendienstean-
bieter, die verpflichtet werden, in einem Ziel-
mitgliedstaat zu Filmförderprogrammen beizu-
tragen, sollten von den Beihilfen, die im Rahmen 
der betreffenden Filmförderprogramme für Me-
diendiensteanbieter bereitgestellt werden, in 
diskriminierungsfreier Weise profitieren können, 
auch wenn sie keine Niederlassung in diesem 
Mitgliedstaat unterhalten.   
 
(37) Fernsehveranstalter investieren momentan 
stärker in europäische audiovisuelle Werke als 
Anbieter von audiovisuellen Mediendiensten auf 
Abruf. Falls ein Zielmitgliedstaat sich entschei-

det, einem der Rechtshoheit eines anderen Mit-
gliedstaats unterworfenen Fernsehveranstalter 
eine finanzielle Verpflichtung aufzuerlegen, soll-
te er daher unter gebührender Berücksichtigung 
des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit die 
direkten Beiträge dieses Fernsehveranstalters zur 
Produktion europäischer Werke und zum Erwerb 
von Rechten an europäischen Werken — insbe-
sondere Koproduktionen — berücksichtigen. Dies 
gilt unbeschadet der Zuständigkeit der Mitglied-
staaten, die Höhe der finanziellen Beiträge, die 
ihrer Rechtshoheit unterworfene Mediendienste-
anbieter entrichten müssen, im Einklang mit 
ihrer Kulturpolitik und vorbehaltlich der Verein-
barkeit mit Vorschriften über staatliche Beihilfen 
festzulegen. 
 
(38) Bei der einzelfallbezogenen Beurteilung, ob 
ein in einem anderen Mitgliedstaat niedergelas-
sener audiovisueller Mediendienst auf Abruf auf 
Zuschauer in seinem Gebiet abzielt, sollte ein 
Mitgliedstaat solche Indikatoren heranziehen wie 
z. B. Werbung und andere verkaufsfördernde 
Maßnahmen, die speziell auf Verbraucher in sei-
nem Gebiet abzielen, die Hauptsprache des 
Dienstes oder das Vorhandensein von Inhalten 
oder kommerzieller Kommunikation, die sich 
speziell an die Zuschauer im Zielmitgliedstaat 
richten. 

 

(39) Erlegen Mitgliedstaaten den Mediendienste-
anbietern finanzielle Beiträge auf, sollte damit 
eine angemessene Förderung europäischer Werke 
angestrebt und gleichzeitig eine Doppelbesteue-
rung der Mediendiensteanbieter vermieden wer-
den. Erlegt der Mitgliedstaat, in dem der Medi-
endiensteanbieter niedergelassen ist, einen sol-
chen finanziellen Beitrag auf, sollte er daher 
etwaige von Zielmitgliedstaaten auferlegte fi-
nanzielle Verpflichtungen berücksichtigen.   

 
(40) Um sicherzustellen, dass durch Verpflich-
tungen zur Förderung europäischer Werke nicht 
die Marktentwicklung untergraben wird, und um 
neuen Marktteilnehmern den Marktzutritt zu 
ermöglichen, sollten Anbieter ohne erhebliche 
Marktpräsenz von solchen Anforderungen ausge-
nommen werden. Dies betrifft insbesondere An-
bieter mit geringen Umsätzen oder geringen Zu-
schauerzahlen. Ob eine Zuschauerzahl gering ist, 
kann beispielsweise anhand der Nutzungsdauer 
oder der Verkäufe, je nach Art des Mediendiens-
tes, festgelegt werden, während bei der Festle-
gung, wann ein Umsatz gering ist, die unter-
schiedlichen Größen der audiovisuellen Märkte in 
den Mitgliedstaaten berücksichtigt werden soll-
ten. Die Auferlegung solcher Verpflichtungen 
könnte auch dann unangemessen sein, wenn 
diese angesichts der Art oder des Themas der 
audiovisuellen Mediendienste undurchführbar 
oder ungerechtfertigt wären. 
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(41) Es ist wichtig, dass die Fernsehveranstalter 
mehr Flexibilität erhalten und selbst entscheiden 
können, wann sie Werbung schalten, um die 
Nachfrage der Werbenden und die Zuschauerbin-
dung zu maximieren. Es ist jedoch auch erforder-
lich, diesbezüglich ein ausreichend hohes Maß an 
Verbraucherschutz aufrechtzuerhalten, da eine 
derartige Flexibilität dazu führen könnte, dass 
die Zuschauer während der Hauptsendezeit ei-
nem Übermaß an Werbung ausgesetzt werden. 
Daher sollten für den Zeitraum von 6.00 Uhr bis 
18.00 Uhr und für den Zeitraum von 18.00 Uhr bis 
24.00 Uhr bestimmte Obergrenzen gelten.   
 
(42) Neutrale Einzelbilder trennen redaktionelle 
Inhalte von Fernsehwerbe- oder Teleshop-
pingspots und einzelne Spots voneinander. Sie 
ermöglichen es dem Fernsehzuschauer, genau zu 
unterscheiden, wann eine Art audiovisueller In-
halte endet und die andere Art beginnt. Es ist 
notwendig klarzustellen, dass neutrale Einzelbil-
der nicht unter die quantitative Obergrenze für 
Fernsehwerbung fallen. Damit soll sichergestellt 
werden, dass die für neutrale Einzelbilder ver-
wendete Sendezeit nicht in die Werbezeit einge-
rechnet wird und dass die Werbeeinnahmen nicht 
beeinträchtigt werden.  
 
(43) Die Sendezeit für Hinweise eines Fernseh-
veranstalters auf seine eigenen Sendungen und 
auf Begleitmaterialien, die direkt von diesen 
Sendungen abgeleitet sind, oder für Beiträge im 
Dienst der Öffentlichkeit und für Spendenaufrufe 
zu Wohltätigkeitszwecken, die abgesehen von 
den Kosten, die für die Übertragung solcher Auf-
rufe anfallen, kostenlos sind, sollte nicht in die 
maximale Sendezeit für Fernsehwerbung und 
Teleshopping eingerechnet werden. Außerdem 
gehören viele Fernsehveranstalter zu größeren 
Sendergruppen und geben nicht nur Hinweise im 
Zusammenhang mit ihren eigenen Sendungen und 
Begleitmaterialien, die direkt von diesen Sen-
dungen abgeleitet sind, sondern auch in Bezug 
auf Sendungen und audiovisuelle Mediendienste 
anderer Teile derselben Sendergruppe. Die Sen-
dezeit für derartige Hinweise sollte ebenfalls 
nicht in die maximalen Sendezeiten für Fernseh-
werbung und Teleshopping einbezogen werden. 
 
(44) Die unter die Richtlinie 2010/13/EU fallen-
den Video-Sharing-Plattform-Anbieter erbringen 
Dienste der Informationsgesellschaft im Sinne 
der Richtlinie 2000/31/EG des Europäischen Par-
laments und des Rates11. Folglich unterliegen 
diese Anbieter den Binnenmarktvorschriften der 

                                                 
11 Richtlinie 2000/31/EG des Europäischen Par-

laments und des Rates vom 8. Juni 2000 über 
bestimmte rechtliche Aspekte der Dienste der 
Informationsgesellschaft, insbesondere des 
elektronischen Geschäftsverkehrs, im Bin-
nenmarkt (ABl. L 178 vom 17.7.2000, S. 1).  

letztgenannten Richtlinie, falls sie in einem Mit-
gliedstaat niedergelassen sind. Es sollte gewähr-
leistet werden, dass auch für nicht in einem Mit-
gliedstaat niedergelassene Video-Sharing-
Plattform-Anbieter dieselben Vorschriften gel-
ten, um die Wirksamkeit der in der Richtlinie 
2010/13/EU vorgesehenen Maßnahmen zum 
Schutz Minderjähriger und der Allgemeinheit zu 
sichern und um so weit wie möglich gleiche 
Wettbewerbsbedingungen zu gewährleisten, 
wenn solche Anbieter entweder ein Mutterunter-
nehmen oder ein Tochterunternehmen haben, 
das in einem Mitgliedstaat niedergelassen ist, 
oder wenn solche Anbieter zu einer Gruppe ge-
hören und ein anderes Unternehmen dieser 
Gruppe in einem Mitgliedstaat niedergelassen ist. 
Daher sollten die in der Richtlinie 2010/13/EU 
festgelegten Begriffsbestimmungen auf bestimm-
ten Grundsätzen beruhen und gewährleisten, 
dass sich ein Unternehmen nicht selbst vom An-
wendungsbereich jener Richtlinie ausnehmen 
kann, indem es eine vielschichtige Gruppenstruk-
tur schafft, die innerhalb und außerhalb der Uni-
on ansässige Unternehmen auf verschiedenen 
Ebenen umfasst. Die Anbieter, die gemäß den 
Niederlassungsvorschriften der Richtlinien 
2000/31/EG und 2010/13/EU der Rechtshoheit 
der Mitgliedstaaten unterliegen, sollten der 
Kommission mitgeteilt werden.   
 
(45) Neue Herausforderungen ergeben sich vor 
allem im Zusammenhang mit Video-Sharing-
Plattformen, auf denen die Nutzer, insbesondere 
Minderjährige, zunehmend audiovisuelle Inhalte 
nutzen. In dieser Hinsicht geben schädliche In-
halte und Hassbotschaften, die durch Video-
Sharing-Plattform-Dienste bereitgestellt werden, 
zunehmend Anlass zur Sorge. Zum Schutz Minder-
jähriger und der Allgemeinheit vor derartigen 
Inhalten ist es notwendig, auf diesem Gebiet 
verhältnismäßige Vorschriften zu erlassen.   
 
(46) Die kommerzielle Kommunikation über Vi-
deo-Sharing-Plattform-Dienste wird bereits durch 
die Richtlinie 2005/29/EG des Europäischen Par-
laments und des Rates12 geregelt, die unlautere 
Geschäftspraktiken zwischen Unternehmen und 
Verbrauchern sowie irreführende und aggressive 

                                                 
12 Richtlinie 2005/29/EG des Europäischen Par-

laments und des Rates vom 11. Mai 2005 über 
unlautere Geschäftspraktiken im binnen-
marktinternen Geschäftsverkehr zwischen Un-
ternehmen und Verbrauchern und zur Ände-
rung der Richtlinie 84/450/EWG des Rates, 
der Richtlinien 97/7/EG, 98/27/EG und 
2002/65/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates sowie der Verordnung (EG) Nr. 
2006/2004 des Europäischen Parlaments und 
des Rates (Richtlinie über unlautere Ge-
schäftspraktiken) (ABl. L 149 vom 11.6.2005, 
S. 22).  
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Praktiken in Diensten der Informationsgesell-
schaft verbietet. 
 
Was die kommerzielle Kommunikation auf Video-
Sharing-Plattformen in Bezug auf Tabakerzeug-
nisse und verwandte Erzeugnisse angeht, wird 
durch die bestehenden Verbote der Richtlinie 
2003/33/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates13 sowie durch die für die kommerzielle 
Kommunikation in Bezug auf elektronische Ziga-
retten und Nachfüllbehälter geltenden Verbote 
der Richtlinie 2014/40/EU des Europäischen Par-
laments und des Rates14 bereits ein ausreichen-
der Schutz der Verbraucher vor Tabakerzeugnis-
sen und verwandten Erzeugnissen gewährleistet. 
Da die Nutzer beim Zugang zu audiovisuellen 
Inhalten zunehmend auf Video- Sharing-
Plattform-Dienste setzen, muss — durch ange-
messene Angleichung der Bestimmungen für au-
diovisuelle kommerzielle Kommunikation zwi-
schen allen Anbietern — ein ausreichendes Maß 
an Verbraucherschutz gewährleistet werden. Es 
ist also wichtig, dass audiovisuelle kommerzielle 
Kommunikation auf Video-Sharing- Plattformen 
eindeutig als solche gekennzeichnet wird und 
dass dabei qualitative Mindestanforderungen 
beachtet werden. 
 
(47) Ein bedeutender Teil der durch Video-
Sharing-Plattform-Dienste bereitgestellten Inhal-
te unterliegt nicht der redaktionellen Verantwor-
tung des Video-Sharing-Plattform-Anbieters. 
Diese Anbieter bestimmen aber normalerweise, 
wie die Inhalte — nämlich Sendungen, nutzerge-
nerierte Videos und audiovisuelle kommerzielle 
Kommunikation — organisiert werden, auch mit 
automatischen Mitteln oder Algorithmen. Deshalb 
sollten diese Anbieter dazu verpflichtet werden, 
angemessene Maßnahmen zu treffen, um Minder-
jährige vor Inhalten zu schützen, die deren kör-
perliche, geistige oder sittliche Entwicklung be-
einträchtigen können. Sie sollten ferner ver-
pflichtet werden, angemessene Maßnahmen zu 
treffen, um die Allgemeinheit vor Inhalten zu 
schützen, die zu Gewalt oder Hass gegen eine 
Gruppe oder gegen ein Mitglied einer Gruppe aus 
einem der in Artikel 21 der Charta der Grund-

                                                 
13 Richtlinie 2003/33/EG des Europäischen Par-

laments und des Rates vom 26. Mai 2003 zur 
Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften der Mitgliedstaaten über Werbung 
und Sponsoring zugunsten von Tabakerzeug-
nissen (ABl. L 152 vom 20.6.2003, S. 16).   

14 Richtlinie 2014/40/EU des Europäischen Par-
laments und des Rates vom 3. April 2014 zur 
Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften der Mitgliedstaaten über die Her-
stellung, die Aufmachung und den Verkauf 
von Tabakerzeugnissen und verwandten Er-
zeugnissen und zur Aufhebung der Richtlinie 
2001/37/EG (ABl. L 127 vom 29.4.2014, S. 1).   

rechte der Europäischen Union (im Folgenden 
„Charta“) genannten Gründe aufstacheln oder 
deren Verbreitung gemäß Unionsrecht eine Straf-
tat darstellt. 
 
(48) In Anbetracht dessen, wie die Anbieter mit 
den durch Video-Sharing-Plattform-Dienste be-
reitgestellten Inhalten umgehen, sollten sich die 
angemessenen Maßnahmen zum Schutz Minder-
jähriger und der Allgemeinheit auf die Organisa-
tion der Inhalte und nicht auf die Inhalte selbst 
beziehen. Die diesbezüglichen Anforderungen der 
Richtlinie 2010/13/EU sollten daher unbeschadet 
der Artikel 12 bis 14 der Richtlinie 2000/31/EG 
gelten, in der für rechtswidrige Inhalte, die von 
bestimmten Anbietern von Diensten der Informa-
tionsgesellschaft übermittelt werden oder auto-
matisch gespeichert, zwischengespeichert und 
vorübergehend gespeichert werden oder generell 
gespeichert werden, eine Ausnahme von der 
Haftung vorgesehen ist. Bei der Bereitstellung 
von Diensten, die unter die Artikel 12 bis 14 der 
Richtlinie 2000/31/EG fallen, sollten die genann-
ten Anforderungen zudem unbeschadet des Arti-
kels 15 der letztgenannten Richtlinie gelten, 
wonach den genannten Anbietern keine allge-
meine Verpflichtung zur Überwachung derartiger 
Informationen oder zur aktiven Forschung nach 
Tatsachen oder Umständen, die auf eine rechts-
widrige Tätigkeit hinweisen, auferlegt werden 
darf, was jedoch Überwachungspflichten in spe-
zifischen Fällen und insbesondere Anordnungen, 
die von nationalen Behörden nach nationalem 
Recht erlassen werden, unberührt lässt. 
 
(49) Es ist zweckmäßig, die Video-Sharing-
Plattform-Anbieter so weit wie möglich in die 
Umsetzung der nach der Richtlinie 2010/13/EU 
zu treffenden angemessenen Maßnahmen einzu-
beziehen. Koregulierung sollte daher gefördert 
werden. Ferner sollte es den Video-Sharing-
Plattform-Anbietern möglich bleiben, im Ein-
klang mit dem Unionsrecht und unter Achtung 
des Rechts auf freie Meinungsäußerung, der In-
formationsfreiheit und des Medienpluralismus auf 
freiwilliger Grundlage strengere Maßnahmen zu 
ergreifen. 
 
(50) Das Recht auf einen wirksamen Rechtsbehelf 
und das Recht auf ein faires Verfahren gehören 
zu den durch Artikel 47 der Charta niedergeleg-
ten Grundrechten. Daher sollten die Bestimmun-
gen der Richtlinie 2010/13/EU nicht in einer 
Weise ausgelegt werden, die dazu führt, dass 
Parteien an der Wahrnehmung ihres Rechts auf 
Zugang zum Gerichtssystem gehindert werden. 
 
(51) Die gemäß der Richtlinie 2010/13/EU zu 
ergreifenden angemessenen Maßnahmen zum 
Schutz Minderjähriger vor schädlichen Inhalten 
und zum Schutz der Allgemeinheit vor Inhalten, 
die zu Gewalt, Hass und Terrorismus aufstacheln, 
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sollten sorgfältig gegen die geltenden Grund-
rechte, die in der Charta verankert sind, abge-
wogen werden. Dies betrifft gegebenenfalls ins-
besondere das Recht auf Achtung des Privat- und 
Familienlebens, den Schutz personenbezogener 
Daten, die Freiheit der Meinungsäußerung und 
die Informationsfreiheit, die unternehmerische 
Freiheit, das Diskriminierungsverbot und die 
Rechte des Kindes.  
 
(52) Der Kontaktausschuss ist bestrebt, die wirk-
same Umsetzung der Richtlinie 2010/13/EU zu 
erleichtern, und sollte zu etwaigen praktischen 
Problemen im Zusammenhang mit der Anwen-
dung der Richtlinie regelmäßig konsultiert wer-
den. Der Kontaktausschuss sollte sich nicht nur 
mit den gegenwärtig vorliegenden Fragen der 
audiovisuellen Politik befassen, sondern auch mit 
wichtigen Entwicklungen, die sich in diesem Be-
reich vollziehen. Der Ausschuss setzt sich aus 
Vertretern der zuständigen nationalen Behörden 
der Mitgliedstaaten zusammen. Die Mitgliedstaa-
ten werden ermutigt, bei der Benennung ihrer 
Vertreter mit Blick auf die Zusammensetzung des 
Kontaktausschusses ein ausgewogenes Geschlech-
terverhältnis anzustreben. 
 
(53) Die Mitgliedstaaten sollten sicherstellen, 
dass ihre nationalen Regulierungsbehörden oder -
stellen rechtlich von der Regierung getrennt 
sind. Dies sollte die Mitgliedstaaten jedoch nicht 
daran hindern, die Aufsicht im Einklang mit ih-
rem nationalen Verfassungsrecht auszuüben. Es 
sollte davon ausgegangen werden, dass die nati-
onalen Regulierungsbehörden oder -stellen den 
geforderten Grad an Unabhängigkeit erreicht 
haben, wenn diese Behörden oder Stellen — ein-
schließlich derjenigen, die als staatliche Behör-
den oder Stellen errichtet sind — funktionell und 
tatsächlich unabhängig von ihren jeweiligen Re-
gierungen und von anderen öffentlichen oder 
privaten Einrichtungen sind. Dies wird als unab-
dingbar erachtet, um die Unparteilichkeit der 
Entscheidungen der nationalen Regulierungsbe-
hörde oder -stelle zu gewährleisten. Von dem 
Unabhängigkeitserfordernis unberührt bleibt die 
Möglichkeit der Mitgliedstaaten, Regulierungsbe-
hörden einzurichten, die die Aufsicht über ver-
schiedene Sektoren führen, z. B. über den audio-
visuellen und den Telekommunikationsbereich. 
Die nationalen Regulierungsbehörden oder -
stellen sollten über die zur Erfüllung ihrer Aufga-
ben benötigten Durchsetzungsbefugnisse und 
Ressourcen in Bezug auf Personal, Sachverstand 
und finanzielle Mittel verfügen. Mit ihren Tätig-
keiten sollten die aufgrund der Richtlinie 
2010/13/EU eingerichteten nationalen Regulie-
rungsbehörden oder -stellen dafür sorgen, dass 
die Ziele dieser Richtlinie im Hinblick auf Medi-
enpluralismus, kulturelle Vielfalt, Verbraucher-
schutz, das reibungslose Funktionieren des Bin-

nenmarkts und die Förderung eines fairen Wett-
bewerbs erreicht werden.   
 
(54) Da einer der Zwecke audiovisueller Medien-
dienste darin besteht, den Interessen von Einzel-
nen zu dienen und die öffentliche Meinung zu 
prägen, ist es entscheidend, dass solche Dienste 
Einzelpersonen und die Gesellschaft so vollstän-
dig wie möglich und mit dem größtmöglichen 
Grad an Vielfalt informieren. Dies kann nur er-
reicht werden, wenn redaktionelle Entscheidun-
gen frei von jeglichem staatlichem Eingriff und 
jeglichem Eingriff nationaler Regulierungsbehör-
den oder -stellen bleiben, der über die bloße 
Rechtsumsetzung hinausgeht und der nicht der 
Gewährleistung eines gesetzlich geschützten 
Rechts dient, das ungeachtet eines spezifischen 
Standpunkts gewahrt werden muss. 
 
(55) Auf nationaler Ebene sollten wirksame Be-
schwerdeverfahren bestehen. Die einschlägige 
Beschwerdestelle sollte von den beteiligten Par-
teien unabhängig sein. Diese Stelle kann ein Ge-
richt sein. Das Beschwerdeverfahren sollte die 
Verteilung der Zuständigkeiten innerhalb der 
nationalen Rechtssysteme unberührt lassen.  
 
(56) m Hinblick auf die Gewährleistung einer 
einheitlichen Anwendung des Rechtsrahmens der 
Union für den audiovisuellen Bereich in allen 
Mitgliedstaaten hat die Kommission mit Kommis-
sionsbeschluss vom 3. Februar 201415 (1) die 
ERGA eingerichtet. Aufgabe der ERGA ist es, der 
Kommission bei ihrer Arbeit zur kohärenten Um-
setzung der Richtlinie 2010/13/EU in allen Mit-
gliedstaaten technischen Sachverstand zur Ver-
fügung zu stellen und die Zusammenarbeit zwi-
schen den nationalen Regulierungsbehörden oder 
-stellen untereinander sowie zwischen den natio-
nalen Regulierungsbehörden oder -stellen und 
der Kommission zu erleichtern.   
 
(57) Die ERGA hat einen positiven Beitrag zu 
einer einheitlichen Regulierungspraxis geleistet 
und die Kommission in Fragen der Umsetzung auf 
hoher Ebene beraten. Deshalb ist eine förmliche 
Anerkennung und Stärkung ihrer Rolle in der 
Richtlinie 2010/13/EU geboten. Die ERGA sollte 
daher mit jener Richtlinie eingesetzt werden. 
 
(58) Der Kommission sollte es freistehen, sich in 
allen Fragen im Zusammenhang mit audiovisuel-
len Mediendiensten und Video-Sharing-
Plattformen an die ERGA zu wenden. Die ERGA 
sollte die Kommission unterstützen, indem sie ihr 
technischen Sachverstand und Beratung zur Ver-
fügung stellt und den Austausch bewährter Ver-

                                                 
15 Beschluss C(2014) 462 final der Kommission 

vom 3. Februar 2014 zur Einsetzung der Grup-
pe europäischer Regulierungsstellen für audi-
ovisuelle Mediendienste. 
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fahren — auch zu auf Selbst- und Koregulierung 
beruhenden Verhaltenskodizes — fördert. Insbe-
sondere sollte die Kommission die ERGA zur An-
wendung der Richtlinie 2010/13/EU konsultieren, 
um eine abgestimmte Umsetzung und Anwendung 
der Richtlinie zu erleichtern. Auf Anfrage der 
Kommission sollte die ERGA nicht bindende Stel-
lungnahmen zur Rechtshoheit, zu Maßnahmen, 
die vom freien Empfang abweichen, und zu Maß-
nahmen zur Verhinderung der Umgehung der 
Rechtshoheit abgeben. Die ERGA sollte ferner in 
der Lage sein, technische Beratung zu allen Re-
gulierungsfragen im Zusammenhang mit dem 
Rahmen für audiovisuelle Mediendienste anzubie-
ten, darunter in den Bereichen Hassreden und 
Jugendschutz, sowie zu den Inhalten audiovisuel-
ler kommerzieller Kommunikation für Lebensmit-
tel mit hohem Fett-, Salz- oder Natrium- sowie 
Zuckergehalt.   
 
(59) „Medienkompetenz“ bezieht sich auf die 
Fähigkeiten, Kenntnisse und das Verständnis, die 
es Bürgern ermöglichen, Medien wirksam und 
sicher zu nutzen. Damit die Bürger auf verant-
wortungsvolle und sichere Weise auf Informatio-
nen zugreifen und Medieninhalte verwenden, 
kritisch beurteilen und erstellen können, müssen 
sie über fortgeschrittene Medienkompetenzen 
verfügen. Medienkompetenz sollte sich nicht 
darauf beschränken, Wissen über Tools und 
Technologien zu erwerben, sondern das Ziel ver-
folgen, Bürgern Fähigkeiten des kritischen Den-
kens zu vermitteln, die notwendig sind, um Be-
wertungen vorzunehmen, komplexe Realitäten zu 
analysieren und zwischen Meinungen und Tatsa-
chen zu unterscheiden. Daher müssen sowohl 
Mediendiensteanbieter als auch Video-Sharing-
Plattform-Anbieter in Zusammenarbeit mit allen 
relevanten Akteuren die Entwicklung von Medi-
enkompetenz in allen Bereichen der Gesell-
schaft, bei Bürgern aller Altersgruppen und in 
Bezug auf alle Medien fördern und der hierbei 
erzielte Fortschritt muss aufmerksam verfolgt 
werden. 
 
(60) Die Richtlinie 2010/13/EU gilt unbeschadet 
der Pflicht der Mitgliedstaaten, die Menschen-
würde zu achten und zu schützen. Sie steht im 
Einklang mit den Grundrechten und Grundsätzen, 
die insbesondere mit der Charta anerkannt wur-
den. Die Richtlinie 2010/13/EU zielt insbesonde-
re darauf ab, die vollständige Wahrung des 
Rechts der freien Meinungsäußerung, der unter-
nehmerischen Freiheit und des Rechts auf ge-
richtliche Nachprüfung sicherzustellen und die 
Anwendung der in der Charta verankerten Rechte 
des Kindes zu fördern. 
 
(61) Bei jeder Maßnahme der Mitgliedstaaten 
gemäß der Richtlinie 2010/13/EU sind Meinungs-
freiheit, Informationsfreiheit und Medienplura-
lismus sowie kulturelle und sprachliche Vielfalt 

im Sinne des Unesco-Übereinkommens zum 
Schutz und zur Förderung der Vielfalt kultureller 
Ausdrucksformen zu achten. 
 
(62) Das Recht auf Zugang zu politischen Nach-
richtensendungen ist für die vollständige und 
angemessene Wahrung des Grundrechts auf In-
formation und der Zuschauerinteressen in der 
Union unverzichtbar. Angesichts der stetig wach-
senden Bedeutung audiovisueller Mediendienste 
für die Gesellschaft und die Demokratie sollten 
politische Nachrichtensendungen im größtmögli-
chen Umfang und unbeschadet der Vorschriften 
des Urheberrechts innerhalb der Union grenz-
überschreitend verfügbar gemacht werden. 
 
(63) Die Richtlinie 2010/13/EU betrifft nicht die 
Regeln des internationalen Privatrechts, insbe-
sondere die Regeln des auf vertragliche und au-
ßervertragliche Schuldverhältnisse anzuwenden-
den Rechts. 
 
(64) Gemäß der Gemeinsamen Politischen Erklä-
rung vom 28. September 2011 der Mitgliedstaa-
ten und der Kommission zu Erläuternde Doku-
mente16 haben sich die Mitgliedstaaten verpflich-
tet, in begründeten Fällen zusätzlich zur Mittei-
lung ihrer Umsetzungsmaßnahmen ein oder meh-
rere Dokumente zu übermitteln, in denen der 
Zusammenhang zwischen den Bestandteilen einer 
Richtlinie und den entsprechenden Teilen natio-
naler Umsetzungsinstrumente erläutert wird. In 
Bezug auf diese Richtlinie hält der Gesetzgeber 
die Übermittlung derartiger Dokumente für ge-
rechtfertigt. 
 
(65) Die Richtlinie 2010/13/EU sollte daher ent-
sprechend geändert werden —  
 
HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN17:  
 

KAPITEL I 
 

BEGRIFFSBESTIMMUNGEN 
 

Artikel 1 
 
(1) Für die Zwecke dieser Richtlinie bezeichnet 
der Ausdruck  
 
a) ‚audiovisueller Mediendienst‘ 

 
i) eine Dienstleistung im Sinne der Artikel 56 

und 57 des Vertrags über die Arbeitsweise 

                                                 
16 ABl. C 369 vom 17.12.2011, S. 14. 
17 Die mit der Richtlinie beschlossenen Änderun-

gen (vgl. https://eur-lex.europa.eu/legal-
con-
tent/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32018L1808&fr
om=DE) werden im nachfolgenden Text be-
rücksichtigt. 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32018L1808&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32018L1808&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32018L1808&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32018L1808&from=DE
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der Europäischen Union, bei der der 
Hauptzweck der Dienstleistung oder ein 
trennbarer Teil der Dienstleistung darin 
besteht, unter der redaktionellen Verant-
wortung eines Mediendiensteanbieters der 
Allgemeinheit Sendungen zur Information, 
Unterhaltung oder Bildung über elektroni-
sche Kommunikationsnetze im Sinne des 
Artikels 2 Buchstabe a der Richtlinie 
2002/21/EG bereitzustellen; bei diesen 
audiovisuellen Mediendiensten handelt es 
sich entweder um Fernsehprogramme ge-
mäß der Definition unter Buchstabe e des 
vorliegenden Absatzes oder um audiovisu-
elle Mediendienste auf Abruf gemäß der 
Definition unter Buchstabe g des vorlie-
genden Absatzes; 

 
ii) die audiovisuelle kommerzielle Kommuni-

kation; 

 
aa)‚Video-Sharing-Plattform-Dienst‘ eine Dienst-

leistung im Sinne der Artikel 56 und 57 des 
Vertrags über die Arbeitsweise der Europäi-
schen Union, bei der der Hauptzweck der 
Dienstleistung oder eines trennbaren Teils der 
Dienstleistung oder eine wesentliche Funktion 
der Dienstleistung darin besteht, Sendungen 
oder nutzergenerierte Videos, für die der Vi-
deo-Sharing-Plattform-Anbieter keine redak-
tionelle Verantwortung trägt, der Allgemein-
heit über elektronische Kommunikationsnetze 
im Sinne des Artikels 2 Buchstabe a der Richt-
linie 2002/21/EG zur Information, Unterhal-
tung oder Bildung bereitzustellen, und deren 
Organisation vom Video-Sharing-Plattform-
Anbieter bestimmt wird, auch mit automati-
schen Mitteln oder Algorithmen, insbesondere 
durch Anzeigen, Tagging und Festlegung der 
Abfolge. 

 
b) ‚Sendung‘ eine Abfolge von bewegten Bildern 

mit oder ohne Ton, die unabhängig von ihrer 
Länge Einzelbestandteil eines von einem Me-
diendiensteanbieter erstellten Sendeplans 
oder Katalogs ist, einschließlich Spielfilme, 
Videoclips, Sportberichte, Sitcoms, Dokumen-
tationen, Kindersendungen und Originalpro-
duktionen;  

 
ba) ‚nutzergeneriertes Video‘ eine Abfolge von 

bewegten Bildern mit oder ohne Ton, die un-
abhängig von ihrer Länge einen Einzelbe-
standteil darstellt und von einem Nutzer er-
stellt und von diesem oder einem anderen 
Nutzer auf eine Video-Sharing-Plattform 
hochgeladen wird; 

 
bb) ‚redaktionelle Entscheidung‘ eine Entschei-

dung, die regelmäßig im Zuge der Ausübung 
redaktioneller Verantwortung getroffen wird 

und in Zusammenhang mit dem Tagesgeschäft 
des audiovisuellen Mediendienstes steht; 

 
c) ‚redaktionelle Verantwortung‘ die Ausübung 

einer wirksamen Kontrolle sowohl hinsichtlich 
der Zusammenstellung der Sendungen als 
auch hinsichtlich ihrer Bereitstellung entwe-
der anhand eines chronologischen Sendeplans 
im Falle von Fernsehsendungen oder mittels 
eines Katalogs im Falle von audiovisuellen 
Mediendiensten auf Abruf. Die redaktionelle 
Verantwortung begründet nicht zwangsläufig 
eine rechtliche Haftung nach innerstaatlichem 
Recht für die bereitgestellten Inhalte oder 
Dienste;  

 
d)  ‚Mediendiensteanbieter‘ die natürliche oder 

juristische Person, die die redaktionelle Ver-
antwortung für die Auswahl der audiovisuellen 
Inhalte des audiovisuellen Mediendienstes 
trägt und bestimmt, wie diese gestaltet wer-
den;  

 
da) ‚Video-Sharing-Plattform-Anbieter‘ die natür-

liche oder juristische Person, die einen Video-
Sharing-Plattform- Dienst betreibt; 

 
e)  ‚Fernsehprogramm‘ (d. h. ein linearer audio-

visueller Mediendienst) einen audiovisuellen 
Mediendienst, der von einem Mediendienste-
anbieter für den zeitgleichen Empfang von 
Sendungen auf der Grundlage eines Sende-
plans bereitgestellt wird;  

 
f)  ‚Fernsehveranstalter‘ einen Mediendienstean-

bieter, der Fernsehprogramme bereitstellt;  
 
g)  ‚audiovisueller Mediendienst auf Abruf‘ (d. h. 

ein nichtlinearer audiovisueller Mediendienst) 
einen audiovisuellen Mediendienst, der von 
einem Mediendiensteanbieter für den Emp-
fang zu dem vom Nutzer gewählten Zeitpunkt 
und auf dessen individuellen Abruf hin aus ei-
nem vom Mediendiensteanbieter festgelegten 
Programmkatalog bereitgestellt wird;  

 
h) ‚audiovisuelle kommerzielle Kommunikation‘ 

Bilder mit oder ohne Ton, die der unmittelba-
ren oder mittelbaren Förderung des Absatzes 
von Waren und Dienstleistungen oder des Er-
scheinungsbilds natürlicher oder juristischer 
Personen, die einer wirtschaftlichen Tätigkeit 
nachgehen, dienen; diese Bilder sind einer 
Sendung oder einem nutzergenerierten Video 
gegen Entgelt oder eine ähnliche Gegenleis-
tung oder als Eigenwerbung beigefügt oder 
darin enthalten. Zur audiovisuellen kommer-
ziellen Kommunikation zählen unter anderem 
Fernsehwerbung, Sponsoring, Teleshopping 
und Produktplatzierung;  
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i)  ‚Fernsehwerbung‘ jede Äußerung bei der Aus-
übung eines Handels, Gewerbes, Handwerks 
oder freien Berufs, die im Fernsehen von ei-
nem öffentlich-rechtlichen oder privaten Ver-
anstalter oder einer natürlichen Person ent-
weder gegen Entgelt oder eine ähnliche Ge-
genleistung oder als Eigenwerbung gesendet 
wird mit dem Ziel, den Absatz von Waren o-
der die Erbringung von Dienstleistungen, ein-
schließlich unbeweglicher Sachen, Rechte und 
Verpflichtungen, gegen Entgelt zu fördern;  

 
j)  ‚Schleichwerbung in der audiovisuellen kom-

merziellen Kommunikation‘ die Erwähnung 
oder Darstellung von Waren, Dienstleistungen, 
dem Namen, der Marke oder den Tätigkeiten 
eines Herstellers von Waren oder eines Er-
bringers von Dienstleistungen in Sendungen, 
wenn sie vom Mediendienste-anbieter absicht-
lich zu Werbezwecken vorgesehen ist und die 
Allgemeinheit über ihren eigentlichen Zweck 
irreführen kann. Eine Erwähnung oder Dar-
stellung gilt insbesondere dann als beabsich-
tigt, wenn sie gegen Entgelt oder eine ähnli-
che Gegenleistung erfolgt;  

 
k)  ‚Sponsoring‘ jeden Beitrag von nicht im Be-

reich der Bereitstellung von audiovisuellen 
Mediendiensten oder Video-Sharing-Plattform-
Diensten oder in der Produktion von audiovi-
suellen Werken tätigen öffentlichen oder pri-
vaten Unternehmen oder natürlichen Perso-
nen zur Finanzierung von audiovisuellen Me-
diendiensten, Video-Sharing-Plattform-
Diensten, nutzergenerierten Videos oder Sen-
dungen mit dem Ziel, ihren Namen, ihre Mar-
ke, ihr Image, ihre Tätigkeiten oder ihre Leis-
tungen zu bewerben; 

 
l)  ‚Teleshopping‘ Sendungen direkter Angebote 

an die Öffentlichkeit für den Absatz von Wa-
ren oder die Erbringung von Dienstleistungen, 
einschließlich unbeweglicher Sachen, Rechte 
und Verpflichtungen, gegen Entgelt;  

 
m) ‚Produktplatzierung‘ jede Form audiovisueller 

kommerzieller Kommunikation, die darin be-
steht, gegen Entgelt oder eine ähnliche Ge-
genleistung ein Produkt, eine Dienstleistung 
oder die entsprechende Marke einzubeziehen 
bzw. darauf Bezug zu nehmen, sodass diese 
innerhalb einer Sendung oder eines nutzerge-
nerierten Videos erscheinen; 

 
n)  ‚europäische Werke‘  
 

i) Werke aus den Mitgliedstaaten,  
 
ii) Werke aus europäischen Drittländern, die 

Vertragsparteien des Europäischen Über-
einkommens über grenzüberschreitendes 
Fernsehen des Europarates sind, sofern 

diese Werke die Voraussetzungen nach Ab-
satz 3 erfüllen,  

 
iii) Werke, die im Rahmen der zwischen der 

Union und Drittländern im audiovisuellen 
Bereich geschlossenen Abkommen in Ko-
produktion hergestellt werden und die den 
in den einzelnen Abkommen jeweils fest-
gelegten Voraussetzungen entsprechen.  

 
(2) Die Anwendung des Absatzes 1 Buchstabe n 
Ziffern ii und iii setzt voraus, dass in dem betref-
fenden Drittland keine diskriminierenden Maß-
nahmen gegen Werke aus den Mitgliedstaaten 
bestehen.  
 
(3) Werke im Sinne von Absatz 1 Buchstabe n 
Ziffern i und ii sind Werke, die im Wesentlichen 
in Zusammenarbeit mit in einem oder mehreren 
der in den genannten Bestimmungen genannten 
Staaten ansässigen Autoren und Arbeitnehmern 
geschaffen wurden und eine der drei folgenden 
Voraussetzungen erfüllen:  
 
i) sie sind von einem oder mehreren in einem 

bzw. mehreren dieser Staaten ansässigen Her-
steller(n) geschaffen worden;  
 

ii)  ihre Herstellung wird von einem oder mehre-
ren in einem bzw. mehreren dieser Staaten 
ansässigen Hersteller(n) überwacht und tat-
sächlich kontrolliert;  
 

iii) der Beitrag von Koproduzenten aus diesen 
Staaten zu den Gesamtproduktionskosten be-
trägt mehr als die Hälfte, und die Koprodukti-
on wird nicht von einem bzw. mehreren au-
ßerhalb dieser Staaten niedergelassenen Her-
steller(n) kontrolliert.  

 
(4) Werke, die keine europäischen Werke im 
Sinne des Absatzes 1 Buchstabe n sind, jedoch im 
Rahmen von bilateralen Koproduktionsabkommen 
zwischen Mitgliedstaaten und Drittländern herge-
stellt werden, werden als europäische Werke 
betrachtet, sofern die Koproduzenten aus der 
Union einen mehrheitlichen Anteil der Gesamt-
produktionskosten tragen und die Herstellung 
nicht von einem oder mehreren außerhalb des 
Hoheitsgebiets der Mitgliedstaaten niedergelas-
senen Hersteller(n) kontrolliert wird.  
 

KAPITEL II 
 

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN FÜR  
AUDIOVISUELLE MEDIENDIENSTE 

 
Artikel 2 

 
(1) Jeder Mitgliedstaat sorgt dafür, dass alle 
audiovisuellen Mediendienste, die von seiner 
Rechtshoheit unterworfenen Mediendienste-
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anbietern übertragen werden, den Vorschriften 
des Rechtssystems entsprechen, die auf für die 
Allgemeinheit bestimmte audiovisuelle Medien-
dienste in diesem Mitgliedstaat anwendbar sind.  
 
(2) Für die Zwecke dieser Richtlinie unterliegen 
diejenigen Mediendiensteanbieter der Rechtsho-
heit eines Mitgliedstaats,  
 
a)  die gemäß Absatz 3 in diesem Mitgliedstaat 

niedergelassen sind oder  
 
b)  auf die Absatz 4 anwendbar ist.  
 
(3) Für die Zwecke dieser Richtlinie gilt ein Me-
diendiensteanbieter in folgenden Fällen als in 
einem Mitgliedstaat niedergelassen:  
 
a)  der Mediendiensteanbieter hat seine Haupt-

verwaltung in diesem Mitgliedstaat, und die 
redaktionellen Entscheidungen über den audi-
ovisuellen Mediendienst werden in diesem 
Mitgliedstaat getroffen;  

 
b)  hat ein Mediendiensteanbieter seine Haupt-

verwaltung in einem Mitgliedstaat, die redak-
tionellen Entscheidungen über den audiovisu-
ellen Mediendienst jedoch in einem anderen 
Mitgliedstaat getroffen werden, gilt der Medi-
endienstanbieter als in dem Mitgliedstaat nie-
dergelassen, in dem ein erheblicher Teil des 
mit der Durchführung der programmbezoge-
nen Tätigkeiten des audiovisuellen Medien-
dienstes betrauten Personals tätig ist. Ist ein 
wesentlicher Teil des Personals des audiovi-
suellen Mediendienstes, das mit der Ausübung 
der sendungsbezogenen Tätigkeiten betraut 
ist, in jedem dieser Mitgliedstaaten tätig, so 
gilt der Mediendiensteanbieter als in dem 
Mitgliedstaat niedergelassen, in dem er seine 
Hauptverwaltung hat. Ist ein wesentlicher 
Teil des Personals des audiovisuellen Medien-
dienstes, das mit der Ausübung der sendungs-
bezogenen Tätigkeiten betraut ist, in keinem 
dieser Mitgliedstaaten tätig, so gilt der Medi-
endiensteanbieter als in dem Mitgliedstaat 
niedergelassen, in dem er zuerst mit seiner 
Tätigkeit nach Maßgabe des Rechts dieses 
Mitgliedstaats begonnen hat, sofern eine dau-
erhafte und tatsächliche Verbindung mit der 
Wirtschaft dieses Mitgliedstaats besteht; 

 
c)  wenn ein Mediendiensteanbieter seine Haupt-

verwaltung in einem Mitgliedstaat hat, die 
Entscheidungen über den audiovisuellen Me-
diendienst jedoch in einem Drittland getrof-
fen werden, oder wenn der umgekehrte Fall 
vorliegt, gilt er als in dem betreffenden Mit-
gliedstaat niedergelassen, wenn ein wesentli-
cher Teil des mit der Bereitstellung des audi-
ovisuellen Mediendienstes betrauten Perso-
nals in diesem Mitgliedstaat tätig ist.  

 
(4) Mediendiensteanbieter, auf die Absatz 3 nicht 
anwendbar ist, gelten in folgenden Fällen als 
Anbieter, die der Rechtshoheit eines Mitglied-
staats unterliegen:  
 
a)  sie nutzen eine in diesem Mitgliedstaat gele-

gene Satelliten- Bodenstation für die Auf-
wärtsstrecke;  

 
b)  sie nutzen zwar keine in diesem Mitgliedstaat 

gelegene Satelliten-Bodenstation für die Auf-
wärtsstrecke, aber eine diesem Mitgliedstaat 
gehörende Übertragungskapazität eines Satel-
liten.  

 
(5) Kann die Frage, welcher Mitgliedstaat die 
Rechtshoheit ausübt, nicht nach den Absätzen 3 
und 4 entschieden werden, so liegt die Zustän-
digkeit bei dem Mitgliedstaat, in dem der Medi-
endiensteanbieter gemäß den Artikeln 49 bis 55 
des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäi-
schen Union niedergelassen ist.  
 
(5a) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Me-
diendiensteanbieter die zuständigen nationalen 
Regulierungsbehörden oder -stellen über alle 
Änderungen unterrichten, die die Feststellung 
der Rechtshoheit gemäß den Absätzen 2, 3 und 4 
berühren könnten. 
 
(5b) Die Mitgliedstaaten erstellen eine Liste der 
ihrer Rechtshoheit unterworfenen Medien-
diensteanbieter, halten sie auf dem neuesten 
Stand und geben an, auf welchen der in den Ab-
sätzen 2 bis 5 genannten Kriterien ihre Rechts-
hoheit beruht. Die Mitgliedstaaten übermitteln 
diese Liste sowie alle Aktualisierungen dieser 
Liste der Kommission. 
 
Die Kommission stellt sicher, dass solche Listen 
in einer zentralen Datenbank bereitgestellt wer-
den. Im Falle von Unstimmigkeiten zwischen den 
Listen wendet sich die Kommission an die betref-
fenden Mitgliedstaaten, um eine Lösung zu fin-
den. Die Kommission stellt sicher, dass die natio-
nalen Regulierungsbehörden oder -stellen auf 
diese Datenbank zugreifen können. Die Kommis-
sion macht die Informationen in der Datenbank 
öffentlich zugänglich.  
 
(5c) Können sich die betreffenden Mitgliedstaa-
ten bei der Anwendung der Artikel 3 oder 4 nicht 
darüber einigen, welcher Mitgliedstaat die 
Rechtshoheit ausübt, bringen sie diese Angele-
genheit ohne unangemessene Verzögerung der 
Kommission zur Kenntnis. Die Kommission kann 
die Gruppe europäischer Regulierungsstellen für 
audiovisuelle Mediendienste (ERGA) auffordern, 
gemäß Artikel 30b Absatz 3 Buchstabe d zu der 
Angelegenheit Stellung zu nehmen. ERGA nimmt 
innerhalb von 15 Arbeitstagen nach der Anfrage 
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der Kommission zu der Angelegenheit Stellung. 
Die Kommission hält den gemäß Artikel 29 errich-
teten Kontaktausschuss ordnungsgemäß infor-
miert. Trifft die Kommission eine Entscheidung 
gemäß Artikel 3 Absatz 2, Artikel 3 Absatz 3 oder 
Artikel 4 Absatz 5, so entscheidet sie auch dar-
über, welcher Mitgliedstaat die Rechtshoheit 
ausübt. 
 
(6) Diese Richtlinie gilt nicht für audiovisuelle 
Mediendienste, die ausschließlich zum Empfang 
in Drittländern bestimmt sind und die nicht un-
mittelbar oder mittelbar von der Allgemeinheit 
mit handelsüblichen Verbraucherendgeräten in 
einem oder mehreren Mitgliedstaaten empfangen 
werden.  
 

Artikel 3 
 
(1) Die Mitgliedstaaten gewährleisten den freien 
Empfang und behindern nicht die Weiterverbrei-
tung von audiovisuellen Mediendiensten aus an-
deren Mitgliedstaaten in ihrem Hoheitsgebiet aus 
Gründen, die Bereiche betreffen, die durch diese 
Richtlinie koordiniert sind. 
 
(2) Ein Mitgliedstaat kann vorübergehend von 
Absatz 1 dieses Artikels abweichen, wenn ein 
audiovisueller Mediendienst, der von einem Me-
diendiensteanbieter erbracht wird, der der 
Rechtshoheit eines anderen Mitgliedstaats un-
terworfen ist, in offensichtlicher, ernster und 
schwerwiegender Weise gegen Artikel 6 Absatz 1 
Buchstabe a oder Artikel 6a Absatz 1 verstößt 
oder eine Beeinträchtigung oder eine ernsthafte 
und schwerwiegende Gefahr der Beeinträchti-
gung für die öffentliche Gesundheit darstellt. 
 
Die Abweichung gemäß Unterabsatz 1 ist an die 
folgenden Bedingungen gebunden: 
 
a)  der Mediendiensteanbieter hat während der 

vorangegangenen 12 Monate bereits mindes-
tens zweimal eine oder mehrere der Handlun-
gen gemäß Unterabsatz 1 begangen; 

 
b)  der betreffende Mitgliedstaat hat dem Medi-

endiensteanbieter, dem Mitgliedstaat, dessen 
Rechtshoheit dieser Anbieter unterworfen ist, 
und der Kommission schriftlich die behaupte-
ten Verstöße sowie die verhältnismäßigen 
Maßnahmen mitgeteilt, die er bei einem er-
neuten Auftreten eines derartigen Verstoßes 
zu ergreifen beabsichtigt; 

 
c)  der betreffende Mitgliedstaat hat die Vertei-

digungsrechte des Mediendiensteanbieters 
gewahrt und diesem Anbieter insbesondere 
Gelegenheit gegeben, sich zu den behaupte-
ten Verstößen zu äußern; und 

 

d) Konsultationen mit dem Mitgliedstaat, dessen 
Rechtshoheit der Mediendiensteanbieter un-
terworfen ist, und der Kommission haben in-
nerhalb eines Monats nach Eingang der in 
Buchstabe b genannten Mitteilung bei der 
Kommission zu keiner gütlichen Einigung ge-
führt.   

 
Innerhalb von drei Monaten, nachdem die Kom-
mission die Mitteilung der von dem betreffenden 
Mitgliedstaat getroffenen Maßnahmen erhalten 
hat, und nachdem sie die ERGA aufgefordert hat, 
gemäß Artikel 30b Absatz 3 Buchstabe d eine 
Stellungnahme abzugeben, trifft die Kommission 
eine Entscheidung über die Vereinbarkeit dieser 
Maßnahmen mit dem Unionsrecht. Die Kommissi-
on hält den Kontaktausschuss ordnungsgemäß 
informiert. Entscheidet die Kommission, dass 
diese Maßnahmen nicht mit Unionsrecht verein-
bar sind, fordert sie den betreffenden Mitglied-
staat auf, die beanstandeten Maßnahmen unver-
züglich zu beenden. 
 
(3) Verstößt ein audiovisueller Mediendienst, der 
von einem Mediendiensteanbieter erbracht wird, 
der der Rechtshoheit eines anderen Mitglied-
staats unterworfen ist, in offensichtlicher, erns-
ter und schwerwiegender Weise gegen Artikel 6 
Absatz 1 Buchstabe b oder stellt er eine Beein-
trächtigung oder eine ernsthafte und schwerwie-
gende Gefahr der Beeinträchtigung für die öf-
fentliche Sicherheit sowie für die Wahrung natio-
naler Sicherheits- und Verteidigungsinteressen 
dar, kann ein Mitgliedstaat vorübergehend von 
Absatz 1 dieses Artikels abweichen.  
 
Eine Abweichung gemäß Unterabsatz 1 ist an die 
folgenden Bedingungen gebunden: 
 
a)  eine Handlung gemäß Unterabsatz 1 wurde 

während der vorangegangenen 12 Monate be-
reits mindestens einmal begangen;  

 
und 
 
b) der betreffende Mitgliedstaat hat dem Medi-

endiensteanbieter, dem Mitgliedstaat, dessen 
Rechtshoheit dieser Anbieter unterworfen ist, 
und der Kommission schriftlich den behaupte-
ten Verstoß sowie die verhältnismäßigen Maß-
nahmen mitgeteilt, die er bei einem erneuten 
Auftreten eines derartigen Verstoßes zu er-
greifen beabsichtigt.  

 
Der betreffende Mitgliedstaat wahrt die Vertei-
digungsrechte des betreffenden Mediendienste-
anbieters und gibt diesem Anbieter insbesondere 
Gelegenheit, sich zu den behaupteten Verstößen 
zu äußern. Innerhalb von drei Monaten, nachdem 
die Kommission die Mitteilung der von dem be-
treffenden Mitgliedstaat getroffenen Maßnahmen 
erhalten hat, und nachdem sie ERGA aufgefor-
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dert hat, gemäß Artikel 30b Absatz 3 Buchstabe d 
eine Stellungnahme abzugeben, trifft die Kom-
mission eine Entscheidung über die Vereinbarkeit 
dieser Maßnahmen mit dem Unionsrecht. Die 
Kommission hält den Kontaktausschuss ordnungs-
gemäß informiert. Entscheidet die Kommission, 
dass die Maßnahmen nicht mit Unionsrecht ver-
einbar sind, fordert sie den betreffenden Mit-
gliedstaat auf, die beanstandeten Maßnahmen 
unverzüglich zu beenden. 
 
(4) Die Absätze 2 und 3 lassen die Anwendung 
entsprechender Verfahren, rechtlicher Abhilfe-
maßnahmen oder Sanktionen bezüglich der be-
treffenden Verstöße in dem Mitgliedstaat, dessen 
Rechtshoheit der Mediendiensteanbieter unter-
worfen ist, unberührt. 
 
(5) Die Mitgliedstaaten können in dringenden 
Fällen spätestens einen Monat nach dem behaup-
teten Verstoß von den in Absatz 3 Buchstaben a 
und b festgelegten Bedingungen abweichen. In 
diesem Fall werden die getroffenen Maßnahmen 
schnellstmöglich und unter Angabe der Gründe, 
aus denen der Mitgliedstaat der Auffassung ist, 
dass es sich um einen dringenden Fall handelt, 
der Kommission und dem Mitgliedstaat, dessen 
Rechtshoheit der Mediendiensteanbieter unter-
worfen ist, mitgeteilt. Die Kommission prüft 
schnellstmöglich, ob die mitgeteilten Maßnah-
men mit dem Unionsrecht vereinbar sind. Ge-
langt sie zu dem Schluss, dass die Maßnahmen 
nicht mit dem Unionsrecht vereinbar sind, so 
fordert sie den betreffenden Mitgliedstaat auf, 
diese Maßnahmen unverzüglich zu beenden.  
 
(6) Fehlen der Kommission die zur Entscheidung 
gemäß Absatz 2 oder 3 notwendigen Informatio-
nen, fordert sie bei dem betreffenden Mitglied-
staat innerhalb eines Monats nach Eingang der 
Mitteilung alle für die Entscheidung notwendigen 
Informationen an. Die Frist für die Entscheidung 
durch die Kommission wird so lange ausgesetzt, 
bis dieser Mitgliedstaat die benötigten Informati-
onen beigebracht hat. Die Fristaussetzung über-
schreitet in keinem Fall die Dauer von einem 
Monat. 
 
(7) Die Mitgliedstaaten und die Kommission tau-
schen im Rahmen des Kontaktausschusses und 
ERGA in Bezug auf das in diesem Artikel festge-
legte Verfahren regelmäßig Erfahrungen und 
bewährte Verfahren aus. 
 

Artikel 4 
 
(1) Die Mitgliedstaaten können Mediendienstean-
bieter, die ihrer Rechtshoheit unterworfen sind, 
verpflichten, ausführlicheren oder strengeren 
Bestimmungen in den von dieser Richtlinie koor-
dinierten Bereichen nachzukommen, sofern diese 

Bestimmungen mit dem Unionsrecht im Einklang 
stehen. 
 
(2) Wenn ein Mitgliedstaat 
 
a)  sein Recht nach Absatz 1 in Anspruch genom-

men hat, um im öffentlichen Interesse liegen-
de ausführlichere oder strengere Bestimmun-
gen zu erlassen, und 

 
b)  zu dem Schluss gelangt, dass ein der Rechts-

hoheit eines anderen Mitgliedstaats unterwor-
fener Mediendiensteanbieter einen audiovisu-
ellen Mediendienst erbringt, der ganz oder 
vorwiegend auf sein Hoheitsgebiet ausgerich-
tet ist, 
 

kann er den Mitgliedstaat, der die Rechtshoheit 
innehat, ersuchen, sich aller in Bezug auf diesen 
Absatz festgestellten Schwierigkeiten anzuneh-
men. Beide Mitgliedstaaten arbeiten ernsthaft 
und zügig zusammen, um zu einer beiderseits 
zufriedenstellenden Lösung zu gelangen.   
 
Bei Eingang eines begründeten Ersuchens gemäß 
Unterabsatz 1 fordert der Mitgliedstaat, der die 
Rechtshoheit innehat, den Mediendiensteanbie-
ter zur Einhaltung der betreffenden im öffentli-
chen Interesse liegenden Bestimmungen auf. Der 
Mitgliedstaat, der die Rechtshoheit innehat, un-
terrichtet den ersuchenden Mitgliedstaat regel-
mäßig darüber, welche Schritte unternommen 
wurden, um sich der festgestellten Schwierigkei-
ten anzunehmen. Der Mitgliedstaat, der die 
Rechtshoheit innehat, unterrichtet den ersu-
chenden Mitgliedstaat und die Kommission bin-
nen zwei Monaten ab Eingang des Ersuchens dar-
über, welche Ergebnisse erzielt wurden, und 
erläutert, falls keine Lösung gefunden werden 
konnte, die Gründe dafür. 
 
Jeder der beiden Mitgliedstaaten kann den Kon-
taktausschuss jederzeit um Prüfung des Falles 
ersuchen. 
 
(3) Der betreffende Mitgliedstaat kann gegen den 
betreffenden Mediendiensteanbieter angemesse-
ne Maßnahmen ergreifen, wenn er 
 
a)  zu dem Schluss gelangt, dass die durch An-

wendung des Absatzes 2 erzielten Ergebnisse 
nicht zufriedenstellend sind, und 

 
b)  Belege dafür vorgelegt hat, dass der betref-

fende Mediendiensteanbieter sich in dem Mit-
gliedstaat, dessen Rechtshoheit er unterwor-
fen ist, niedergelassen hat, um die in den von 
dieser Richtlinie koordinierten Bereichen gel-
tenden strengeren Bestimmungen zu umge-
hen, denen er im Falle der Niederlassung im 
betreffenden Mitgliedstaat unterliegen wür-
de; anhand der Belege muss eine solche Um-
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gehung nach vernünftigem Ermessen fest-
stellbar sein, wobei ein Nachweis der Absicht 
des Mediendiensteanbieters, diese strengeren 
Bestimmungen zu umgehen, nicht erforderlich 
ist. 

 
Diese Maßnahmen müssen objektiv notwendig 
sein, auf nichtdiskriminierende Weise angewandt 
werden sowie bezüglich der damit verfolgten 
Ziele verhältnismäßig sein. 
 
(4) Ein Mitgliedstaat darf Maßnahmen gemäß 
Absatz 3 nur ergreifen, wenn die folgenden Vo-
raussetzungen erfüllt sind: 
 
a)  Er hat der Kommission und dem Mitgliedstaat, 

in dem der Mediendiensteanbieter niederge-
lassen ist, seine Absicht mitgeteilt, derartige 
Maßnahmen zu ergreifen, und die Gründe 
dargelegt, auf die sich seine Beurteilung 
stützt; 

 
b)  er hat die Verteidigungsrechte des betref-

fenden Mediendiensteanbieters gewahrt und 
diesem Mediendiensteanbieter insbesondere 
Gelegenheit gegeben, sich zu der behaupte-
ten Umgehung und zu den vom mitteilenden 
Mitgliedstaat beabsichtigten Maßnahmen zu 
äußern; und 

 
c) die Kommission hat, nachdem sie bei der 

ERGA eine Stellungnahme gemäß Artikel 30b 
Absatz 3 Buchstabe d angefordert hat, ent-
schieden, dass die Maßnahmen mit dem Uni-
onsrecht vereinbar sind und dass insbesondere 
die Beurteilungen des Mitgliedstaats, der die 
Maßnahmen nach den Absätzen 2 und 3 dieses 
Artikels trifft, zutreffend begründet sind; die 
Kommission hält den Kontaktausschuss ord-
nungsgemäß informiert. 

 
(5) Innerhalb von drei Monaten, nachdem die 
Kommission die in Absatz 4 Buchstabe a genannte 
Mitteilung erhalten hat, trifft die Kommission die 
Entscheidung über die Vereinbarkeit dieser Maß-
nahmen mit dem Unionsrecht. Entscheidet die 
Kommission, dass die Maßnahmen nicht mit Uni-
onsrecht vereinbar sind, so fordert sie den be-
treffenden Mitgliedstaat auf, die beabsichtigten 
Maßnahmen nicht zu ergreifen. 

 
Fehlen der Kommission die zu der Entscheidung 
gemäß Unterabsatz 1 notwendigen Informatio-
nen, fordert sie bei dem betreffenden Mitglied-
staat innerhalb eines Monats nach Eingang der 
Mitteilung alle für die Entscheidung notwendigen 
Informationen an. Die Frist für die Beschlussfas-
sung durch die Kommission wird so lange ausge-
setzt, bis dieser Mitgliedstaat die notwendigen 
Informationen beigebracht hat. Die Fristausset-
zung überschreitet in keinem Fall die Dauer von 
einem Monat. 

 
(6) Die Mitgliedstaaten sorgen mit angemessenen 
Mitteln im Rahmen ihres nationalen Rechts da-
für, dass die ihrer Rechtshoheit unterworfenen 
Mediendiensteanbieter diese Richtlinie tatsäch-
lich einhalten. 
 
(7) Die Richtlinie 2000/31/EG findet Anwendung, 
soweit in der vorliegenden Richtlinie nichts an-
deres vorgesehen ist. Im Falle einer Kollision 
zwischen der Richtlinie 2000/31/EG und der vor-
liegenden Richtlinie sind die Bestimmungen der 
vorliegenden Richtlinie maßgeblich, sofern in der 
vorliegenden Richtlinie nichts anderes vorgese-
hen ist. 
 

Artikel 4a 
 
Die Mitgliedstaaten unterstützen die Nutzung der 
Koregulierung und die Förderung der Selbstregu-
lierung mithilfe von Verhaltenskodizes, die auf 
nationaler Ebene in den von dieser Richtlinie 
koordinierten Bereichen angenommen werden, 
soweit das nach ihrem jeweiligen Rechtssystem 
zulässig ist. Diese Kodizes müssen  
 
a)  derart gestaltet sein, dass sie von den 

Hauptbeteiligten in den betreffenden Mit-
gliedstaaten allgemein anerkannt werden,  

 
b) ihre Ziele klar und unmissverständlich darle-

gen,  
 
c)  eine regelmäßige, transparente und unab-

hängige Überwachung und Bewertung ihrer 
Zielerfüllung vorsehen und  

 
d) eine wirksame Durchsetzung einschließlich 

wirksamer und verhältnismäßiger Sanktionen 
vorsehen. 

 
(2) Die Mitgliedstaaten und die Kommission kön-

nen die Selbstregulierung durch Verhaltens-
kodizes der Union fördern, die von Medien-
diensteanbietern, Video-Sharing-Plattform-
Anbietern oder Organisationen, die solche 
Anbieter vertreten, erforderlichenfalls in Zu-
sammenarbeit mit anderen Sektoren wie In-
dustrie-, Handels-, Berufs- und Verbraucher-
verbänden oder -organisationen aufgestellt 
werden. Solche Kodizes müssen derart gestal-
tet sein, dass sie von den Hauptbeteiligten 
auf Unionsebene allgemein anerkannt werden 
und mit Absatz 1 Buchstaben b bis d in Ein-
klang stehen. Die nationalen Verhaltenskodi-
zes bleiben von den Verhaltenskodizes der 
Union unberührt. 

 
 In Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten 

erleichtert die Kommission im Einklang mit 
den Grundsätzen der Subsidiarität und der 
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Verhältnismäßigkeit gegebenenfalls die Er-
stellung von Verhaltenskodizes der Union. 

 Die Unterzeichner der Verhaltenskodizes der 
Union übermitteln die Entwürfe dieser Kodi-
zes sowie Änderungen daran der Kommission. 
Die Kommission konsultiert den Kontaktaus-
schuss zu den Entwürfen dieser Kodizes oder 
Änderungen daran.  

 
 Die Kommission macht die Verhaltenskodizes 

der Union öffentlich zugänglich und kann für 
sie in angemessener Weise Öffentlichkeitsar-
beit betreiben. 

 
(3) Es steht den Mitgliedstaaten weiterhin frei, 

ihrer Rechtshoheit unterworfene Medien-
diensteanbieter zu verpflichten, ausführliche-
ren oder strengeren Bestimmungen nachzu-
kommen, die mit dieser Richtlinie und dem 
Unionsrecht in Einklang stehen, einschließlich 
wenn ihre unabhängigen nationalen Regulie-
rungsbehörden oder -stellen zu dem Schluss 
gelangen, dass sich ein Verhaltenskodex oder 
Teile desselben als nicht wirksam genug er-
wiesen haben. Die Mitgliedsstaaten melden 
solche Vorschriften ohne unangemessene Ver-
zögerung der Kommission. 

 
KAPITEL III 

 
BESTIMMUNGEN FÜR AUDIOVISUELLE  

MEDIENDIENSTE 
 

Artikel 5 
 
(1) Jeder Mitgliedstaat stellt sicher, dass ein 
seiner Rechtshoheit unterworfener Medien-
diensteanbieter den Empfängern eines Dienstes 
mindestens die nachstehend aufgeführten Infor-
mationen leicht, unmittelbar und ständig zugäng-
lich macht:   
 
a)  seinen Namen; 
 
b)  die geografische Anschrift, unter der er nie-

dergelassen ist; 
 
c)  Angaben, die es ermöglichen, schnell Kontakt 

mit ihm aufzunehmen und unmittelbar und 
wirksam mit ihm zu kommunizieren, ein-
schließlich seiner E-Mail-Adresse oder seiner 
Webseite; 

 
d) den Mitgliedstaat, dessen Rechtshoheit er 

unterworfen ist, und die zuständigen Regulie-
rungsbehörden oder -stellen oder Aufsichts-
stellen. 

 
(2) Die Mitgliedstaaten können Gesetzgebungs-
maßnahmen erlassen, nach denen ihrer Rechts-
hoheit unterliegende Mediendiensteanbieter 
zusätzlich zu den in Absatz 1 genannten Angaben 

auch Informationen über ihre Eigentümerstruktur 
einschließlich der wirtschaftlichen Eigentümer 
zugänglich machen müssen. Bei solchen Maß-
nahmen müssen die betreffenden Grundrechte, 
wie etwa das Privat- und Familienleben der wirt-
schaftlichen Eigentümer, gewahrt werden. Sol-
che Maßnahmen müssen notwendig und verhält-
nismäßig sein und einem Ziel von allgemeinem 
Interesse dienen. 
 

Artikel 6 
 
Unbeschadet der Verpflichtung der Mitgliedstaa-
ten, die Menschenwürde zu achten und zu schüt-
zen, sorgen die Mitgliedstaaten mit angemesse-
nen Mitteln dafür, dass die audiovisuellen Medi-
endienste, die von den ihrer Rechtshoheit unter-
worfenen Mediendiensteanbietern bereitgestellt 
werden, 
 
a)  keine Aufstachelung zu Gewalt oder Hass 

gegen eine Gruppe von Personen oder gegen 
ein Mitglied einer Gruppe aus einem der in Ar-
tikel 21 der Charta genannten Gründe enthal-
ten; 

 
b) keine öffentliche Aufforderung zur Begehung 

einer terroristischen Straftat gemäß Artikel 5 
der Richtlinie (EU) 2017/541 enthalten. 

 
(2) Die für die Zwecke dieses Artikels ergriffenen 
Maßnahmen müssen notwendig und verhältnis-
mäßig sein und im Einklang mit den in der Charta 
niedergelegten Rechten und Grundsätzen stehen. 
 

Artikel 6a 

 
(1) Die Mitgliedstaaten ergreifen angemessene 
Maßnahmen, um zu gewährleisten, dass audiovi-
suelle Mediendienste, die von ihrer Rechtshoheit 
unterworfenen Mediendiensteanbietern bereitge-
stellt werden und die körperliche, geistige oder 
sittliche Entwicklung von Minderjährigen beein-
trächtigen können, nur so bereitgestellt werden, 
dass sichergestellt ist, dass sie von Minderjähri-
gen üblicherweise nicht gehört oder gesehen 
werden können. Zu solchen Maßnahmen zählen 
beispielsweise die Wahl der Sendezeit, Mittel zur 
Altersverifikation oder andere technische Maß-
nahmen. Sie müssen in einem angemessenen 
Verhältnis zu der potenziellen Schädigung durch 
die Sendung stehen. 
 
Die schädlichsten Inhalte wie grundlose Gewalt-
tätigkeiten und Pornografie müssen den strengs-
ten Maßnahmen unterliegen. 
 
(2) Personenbezogene Daten von Minderjährigen, 
die von Mediendienstanbietern nach Absatz 1 
erhoben oder anderweitig gewonnen werde, dür-
fen nicht für kommerzielle Zwecke wie etwa 
Direktwerbung, Profiling und auf das Nutzungs-
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verhalten abgestimmte Werbung verwendet wer-
den. 
 
(3) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Medi-
endiensteanbieter den Zuschauern ausreichende 
Informationen über Inhalte geben, die die kör-
perliche, geistige oder sittliche Entwicklung von 
Minderjährigen beeinträchtigen können. Hierzu 
nutzen die Mediendiensteanbieter ein System, 
mit dem die potenzielle Schädlichkeit des Inhalts 
eines audiovisuellen Mediendienstes beschrieben 
wird. 
 
Zur Umsetzung dieses Absatzes unterstützen die 
Mitgliedstaaten die Nutzung der Koregulierung 
gemäß Artikel 4a Absatz 1. 
 
(4) Die Kommission ermutigt die Mediendienste-
anbieter, bewährte Verfahren bezüglich auf Ko-
regulierung beruhender Verhaltenskodizes auszu-
tauschen. Die Mitgliedstaaten und die Kommissi-
on können für die Zwecke dieses Artikels die 
Selbstregulierung mithilfe von Verhaltenskodizes 
der Union gemäß Artikel 4a Absatz 2 fördern. 
 

Artikel 7 
 
(1) Die Mitgliedstaaten sorgen ohne unangemes-
sene Verzögerung dafür, dass der Zugang zu 
Diensten, die von ihrer Rechtshoheit unterworfe-
nen Mediendiensteanbietern bereitgestellt wer-
den, für Menschen mit Behinderungen durch ge-
eignete Maßnahmen stetig und schrittweise ver-
bessert wird.   
 
(2) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Medi-
endiensteanbieter den nationalen Regulierungs-
behörden oder -stellen regelmäßig über die Um-
setzung der in Absatz 1 genannten Maßnahmen 
Bericht erstatten. Bis zum 19. Dezember 2022 
und anschließend alle drei Jahre berichten die 
Mitgliedstaaten der Kommission über die Durch-
führung des Absatzes 1. 
 
(3) Die Mitgliedstaaten ermutigen die Medien-
diensteanbieter, Aktionspläne für Barrierefrei-
heit zu erarbeiten, die auf eine stetige und 
schrittweise Verbesserung des Zugangs zu ihren 
Diensten für Menschen mit Behinderungen ausge-
richtet sind. Jeder derartige Aktionsplan wird 
den nationalen Regulierungsbehörden oder -
stellen übermittelt. 
 
(4) Jeder Mitgliedstaat legt eine einzige, auch 
für Menschen mit Behinderungen leicht zugängli-
che und öffentlich verfügbare Online-Anlaufstelle 
fest, über die Informationen bereitgestellt und 
Beschwerden entgegengenommen werden, die 
die in diesem Artikel genannten Fragen der Bar-
rierefreiheit betreffen. 
 

(5) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Not-
fallinformationen, einschließlich öffentlicher 
Mitteilungen und Bekanntmachungen im Fall von 
Naturkatastrophen, die der Öffentlichkeit mittels 
audiovisueller Mediendienste zugänglich gemacht 
werden, so bereitgestellt werden, dass sie für 
Menschen mit Behinderungen zugänglich sind. 
 

Artikel 7a 
 
Die Mitgliedstaaten können Maßnahmen ergrei-
fen, um eine angemessene Herausstellung audio-
visueller Mediendienste von allgemeinem Interes-
se sicherzustellen. 
 

Artikel 7b 
 
Die Mitgliedstaaten ergreifen angemessene und 
verhältnismäßige Maßnahmen, um sicherzustel-
len, dass von Mediendiensteanbietern bereitge-
stellte audiovisuelle Mediendienste nicht ohne 
die ausdrückliche Zustimmung dieser Anbieter zu 
kommerziellen Zwecken überblendet oder ver-
ändert werden. Für die Zwecke dieses Artikels 
bestimmen die Mitgliedstaaten die genauen 
rechtlichen Bedingungen einschließlich Ausnah-
men — insbesondere zur Wahrung der berechtig-
ten Interessen der Nutzer —, wobei sie die be-
rechtigten Interessen der Mediendiensteanbieter 
berücksichtigen, die die audiovisuellen Medien-

dienste ursprünglich bereitgestellt haben. 
 

Artikel 8 
 
Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass die ihrer 
Rechtshoheit unterworfenen Mediendienstean-
bieter Kinospielfilme nicht zu anderen als den 
mit den Rechteinhabern vereinbarten Zeiten 
übertragen.  
 

Artikel 9 
 
(1) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass die 
audiovisuelle kommerzielle Kommunikation, die 
von den ihrer Rechtshoheit unterworfenen  
Mediendiensteanbietern bereitgestellt wird, fol-
genden Anforderungen genügt: 
 
a) Audiovisuelle kommerzielle Kommunikation 

muss leicht als solche zu erkennen sein; audi-
ovisuelle kommerzielle Kommunikation in 
Form von Schleichwerbung ist verboten;   

 
b)  in der audiovisuellen kommerziellen Kommu-

nikation dürfen keine Techniken der unter-
schwelligen Beeinflussung eingesetzt werden; 

 
c)  audiovisuelle kommerzielle Kommunikation 

darf nicht   
 

i)  die Menschenwürde verletzen;  
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ii)  eine Diskriminierung aufgrund von Ge-

schlecht, Rasse oder ethnischer Herkunft, 
Staatsangehörigkeit, Religion oder Glau-
ben, Behinderung, Alter oder sexueller 
Ausrichtung beinhalten oder fördern;   

 
iii) Verhaltensweisen fördern, die die Gesund-

heit oder Sicherheit gefährden; 
 
iv) Verhaltensweisen fördern, die den Schutz 

der Umwelt in hohem Maße gefährden;  
 
d)  jede Form der audiovisuellen kommerziellen 

Kommunikation für Zigaretten und andere Ta-
bakerzeugnissen sowie elektronische Zigaret-
ten und Nachfüllbehälter ist untersagt; 

 
e)  audiovisuelle kommerzielle Kommunikation 

für alkoholische Getränke darf nicht speziell 
an Minderjährige gerichtet sein und darf 
nicht den übermäßigen Genuss solcher Ge-
tränke fördern; 

 
f)  audiovisuelle kommerzielle Kommunikation 

für Arzneimittel und medizinische Behand-
lungen, die in dem Mitgliedstaat, dessen 
Rechtshoheit der Mediendiensteanbieter un-
terworfen ist, nur auf ärztliche Verordnung 
erhältlich sind, ist untersagt; 

 
g)  audiovisuelle kommerzielle Kommunikation 

darf nicht zur körperlichen, geistigen oder 
sittlichen Beeinträchtigung Minderjähriger 
führen, daher darf sie keine direkten Aufrufe 
zum Kauf oder zur Miete von Waren oder 
Dienstleistungen an Minderjährige richten, 
die deren Unerfahrenheit und Leichtgläubig-
keit ausnutzen, Minderjährige nicht unmit-
telbar dazu anregen, ihre Eltern oder Dritte 
zum Kauf der beworbenen Waren oder 
Dienstleistungen zu bewegen, nicht das be-
sondere Vertrauen Minderjähriger zu Eltern, 
Lehrern und anderen Personen ausnutzen, 
oder Minderjährige nicht ohne berechtigten 
Grund in gefährlichen Situationen zeigen. 

 
(2) Audiovisuelle kommerzielle Kommunikation 
für alkoholische Getränke in audiovisuellen Me-
diendiensten auf Abruf — mit Ausnahme von 
Sponsoring und Produktplatzierung — muss die in 
Artikel 22 genannten Kriterien erfüllen.  
 
(3) Die Mitgliedstaaten unterstützen die Nutzung 
der Koregulierung und die Förderung der Selbst-
regulierung mithilfe von Verhaltenskodizes ge-
mäß Artikel 4a Absatz 1, in Bezug auf unange-
brachte audiovisuelle kommerzielle Kommunika-
tion für alkoholische Getränke. Diese Kodizes 
zielen darauf ab, die Einwirkung audiovisueller 
kommerzieller Kommunikation für alkoholische 

Getränke auf Minderjährige wirkungsvoll zu ver-
ringern. 
 
(4) Die Mitgliedstaaten unterstützen die Nutzung 
der Koregulierung und die Förderung der Selbst-
regulierung mithilfe von Verhaltenskodizes ge-
mäß Artikel 4a Absatz 1, in Bezug auf unange-
brachte audiovisuelle kommerzielle Kommunika-
tion, die Kindersendungen begleitet oder darin 
enthalten ist und Lebensmittel und Getränke 
betrifft, die Nährstoffe oder Substanzen mit er-
nährungsbezogener oder physiologischer Wirkung 
enthalten, insbesondere Fett, Transfettsäuren, 
Salz oder Natrium, sowie Zucker, deren übermä-
ßige Aufnahme im Rahmen der Gesamternährung 
nicht empfohlen wird. 
 
Diese Kodizes zielen darauf ab, die Einwirkung 
audiovisueller kommerzieller Kommunikation für 
solche Lebensmittel und Getränke auf Kinder 
wirkungsvoll zu verringern. Sie sehen vor, dass 
die positiven Ernährungseigenschaften solcher 
Lebensmittel und Getränke durch diese audiovi-
suelle kommerzielle Kommunikation nicht her-
vorgehoben werden. 
 
(5) Die Mitgliedstaaten und die Kommission kön-
nen die Selbstregulierung für die Zwecke dieses 
Artikels mithilfe von Verhaltenskodizes der Union 
gemäß Artikel 4a Absatz 2 fördern. 
 

Artikel 10 
 
(1) Gesponserte audiovisuelle Mediendienste 
oder Sendungen müssen folgenden Anforderun-
gen genügen:  
 
a)  ihr Inhalt und — bei Fernsehsendungen — ihr 

Programmplatz dürfen keinesfalls so beein-
flusst werden, dass die redaktionelle Verant-
wortung und Unabhängigkeit des Medien-
diensteanbieters beeinträchtigt wird;  

 
b)  sie dürfen nicht unmittelbar zu Kauf, Miete 

oder Pacht von Waren oder Dienstleistungen 
anregen, insbesondere nicht durch spezielle 
verkaufsfördernde Hinweise auf diese Waren 
oder Dienstleistungen;  

 
c)  die Zuschauer müssen eindeutig auf das Be-

stehen einer Sponsoring-Vereinbarung hinge-
wiesen werden. Gesponserte Sendungen sind 
— beispielsweise durch den Namen, das Fir-
menemblem und/oder ein anderes Symbol des 
Sponsors, etwa einen Hinweis auf seine Pro-
dukte oder Dienstleistungen oder ein entspre-
chendes unterscheidungskräftiges Zeichen — 
in angemessener Weise zum Beginn, während 
und/oder zum Ende der Sendung eindeutig zu 
kennzeichnen.  
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(2) Audiovisuelle Mediendienste oder Sendungen 
dürfen nicht von Unternehmen gesponsert wer-
den, deren Haupttätigkeit die Herstellung oder 
der Verkauf von Zigaretten und anderen Tabak-
erzeugnissen sowie von elektronischen Zigaretten 
und Nachfüllbehältern ist. 
 
(3) Beim Sponsoring von audiovisuellen Medien-
diensten oder Sendungen durch Unternehmen, 
deren Tätigkeit die Herstellung oder den Verkauf 
von Arzneimitteln und medizinischen Behandlun-
gen umfasst, darf für den Namen oder das Er-
scheinungsbild des Unternehmens geworben 
werden, nicht jedoch für bestimmte Arzneimittel 
oder medizinische Behandlungen, die in dem 
Mitgliedstaat, dessen Rechtshoheit der Medien-
diensteanbieter unterworfen ist, nur auf ärztli-
che Verordnung erhältlich sind.  
 
(4) Nachrichtensendungen und Sendungen zur 
politischen Information dürfen nicht gesponsert 
werden. Die Mitgliedstaaten können das Sponso-
ring von Kindersendungen untersagen. Die Mit-
gliedstaaten können sich dafür entscheiden, das 
Zeigen von Sponsorenlogos in Kindersendungen, 
Dokumentationen und Sendungen religiösen In-
halts zu untersagen. 
 

Artikel 11 
 
(1) Dieser Artikel gilt nur für Sendungen, die 
nach dem 19. Dezember 2009 produziert werden. 
 
(2) Produktplatzierung ist in allen audiovisuellen 
Mediendiensten gestattet, außer in Nachrichten-
sendungen und Sendungen zur politischen Infor-
mation, Verbrauchersendungen, Sendungen reli-
giösen Inhalts und Kindersendungen. 
 
(3) Sendungen, die Produktplatzierung enthalten, 
müssen folgende Anforderungen erfüllen: 
 
a)  Ihr Inhalt und ihre Platzierung im Sendeplan, 

bei Fernsehsendungen, oder in einem Katalog, 
im Fall von audiovisuellen Mediendiensten auf 
Abruf, dürfen keinesfalls so beeinflusst wer-
den, dass die Verantwortung und redaktionel-
le Unabhängigkeit des Mediendiensteanbieters 
beeinträchtigt wird; 

 
b)  sie dürfen nicht unmittelbar zu Kauf, Miete 

oder Pacht von Waren oder Dienstleistungen 
anregen, insbesondere nicht durch spezielle 
verkaufsfördernde Hinweise auf diese Waren 
oder Dienstleistungen;   

 
c) sie dürfen das betreffende Produkt nicht zu 

stark herausstellen; 
 
d) die Zuschauer müssen zu Sendungsbeginn und 

-ende sowie bei Fortsetzung einer Sendung 
nach einer Werbeunterbrechung durch eine 

angemessene Kennzeichnung eindeutig auf 
das Bestehen einer Produktplatzierung hinge-
wiesen werden, damit jede Irreführung des 
Zuschauers verhindert wird. 

 
Die Mitgliedstaaten können von den Anforderun-
gen des Buchstabens d absehen; dies gilt nicht 
für Sendungen, die von einem Mediendienstean-
bieter oder von einem mit diesem Medien-
diensteanbieter verbundenen Unternehmen pro-
duziert oder in Auftrag gegeben wurden. 
 
(4) Sendungen dürfen unter keinen Umständen 
die folgenden Produktplatzierungen enthalten: 
 
a)  Produktplatzierung zugunsten von Zigaretten 

und anderen Tabakerzeugnissen sowie von 
elektronischen Zigaretten und Nachfüllbehäl-
tern oder zugunsten von Unternehmen, deren 
Haupttätigkeit die Herstellung oder der Ver-
kauf dieser Erzeugnisse ist; 

 
b)  Produktplatzierung zugunsten bestimmter 

Arzneimittel oder medizinischer Behandlun-
gen, die in dem Mitgliedstaat, dessen Rechts-
hoheit der Mediendiensteanbieter unterwor-
fen ist, nur auf ärztliche Verordnung erhält-
lich sind. 

 
KAPITEL IV 

 
Artikel 12 

(gestrichen) 
 

Artikel 13 
 
(1) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass die 
ihrer Rechtshoheit unterworfenen Medien-
diensteanbieter audiovisueller Mediendienste auf 
Abruf sicherstellen, dass ihre Kataloge einen 
Mindestanteil europäischer Werke von 30 % ent-
halten und solche Werke herausgestellt werden.   
 
(2) Verpflichten die Mitgliedstaaten die ihrer 
Rechtshoheit unterworfenen Mediendienstean-
bieter dazu, finanziell zur Produktion europäi-
scher Werke beizutragen, auch durch Direktin-
vestitionen in Inhalte und durch Beiträge zu nati-
onalen Fonds, können sie auch Mediendienstean-
bieter, die auf Zuschauer in ihrem Gebiet abzie-
len, aber in einem anderen Mitgliedstaat nieder-
gelassen sind, zur Leistung solcher Beiträge ver-
pflichten, die verhältnismäßig und diskriminie-
rungsfrei sein müssen. 
 
(3) Im Falle von Absatz 2 beruht der finanzielle 
Beitrag nur auf den Einnahmen, die in den be-
treffenden Zielmitgliedstaaten erzielt werden. 
Erlegt der Mitgliedstaat, in dem der Anbieter 
niedergelassen ist, einen solchen finanziellen 
Beitrag auf, berücksichtigt er etwaige von Ziel-
mitgliedstaaten auferlegte finanzielle Verpflich-
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tungen. Jeder finanzielle Beitrag muss mit dem 
Unionsrecht und insbesondere mit den Vorschrif-
ten für staatliche Beihilfen vereinbar sein. 
 
(4) Die Mitgliedstaaten berichten der Kommission 
bis zum 19. Dezember 2021 und anschließend 
alle zwei Jahre über die Durchführung der Absät-
ze 1 und 2. 
 
(5) Auf der Grundlage der von den Mitgliedstaa-
ten übermittelten Informationen und einer unab-
hängigen Studie erstattet die Kommission dem 
Europäischen Parlament und dem Rat über die 
Anwendung der Absätze 1 und 2 Bericht und trägt 
dabei der Marktlage und den technischen Ent-
wicklungen sowie dem Ziel der kulturellen Viel-
falt Rechnung. 
 
(6) Die gemäß Absatz 1 auferlegte Verpflichtung 
und die Anforderung gemäß Absatz 2 an Medien-
diensteanbieter, die auf Zuschauer im Gebiet 
eines anderen Mitgliedstaats abzielen, gelten 
nicht für Mediendiensteanbieter mit geringen 
Umsätzen oder geringen Zuschauerzahlen. Die 
Mitgliedstaaten können von diesen Verpflichtun-
gen oder Anforderungen auch dann absehen, 
wenn diese wegen der Art oder des Themas der 
audiovisuellen Mediendienste undurchführbar 
oder ungerechtfertigt wären. 
 
(7) Die Kommission gibt nach Konsultation des 
Kontaktausschusses Leitlinien für die Berechnung 
des Anteils europäischer Werke gemäß Absatz 1 
und für die Definition einer geringen Zuschauer-
zahl und eines geringen Umsatzes gemäß Absatz 
6 heraus. 
 

KAPITEL V 
 

BESTIMMUNGEN ÜBER AUSSCHLIESSLICHE 
RECHTE AN UND KURZBERICHTERSTATTUNG IN 

FERNSEHSENDUNGEN 
 

Artikel 14 
 
(1) Jeder Mitgliedstaat kann im Einklang mit dem 
Unionsrecht Maßnahmen ergreifen, mit denen 
sichergestellt werden soll, dass die seiner 
Rechtshoheit unterworfenen Fernsehveranstalter 
nicht Ereignisse, denen der betreffende Mitglied-
staat eine erhebliche gesellschaftliche Bedeu-
tung beimisst, auf Ausschließlichkeitsbasis in der 
Weise übertragen, dass einem bedeutenden Teil 
der Öffentlichkeit in dem Mitgliedstaat die Mög-
lichkeit vorenthalten wird, das Ereignis im Wege 
direkter oder zeitversetzter Berichterstattung in 
einer frei zugänglichen Fernsehsendung zu ver-
folgen. Falls ein Mitgliedstaat entsprechende 
Maßnahmen ergreift, so erstellt er dabei eine 
Liste der nationalen und nichtnationalen Ereig-
nisse, denen er eine erhebliche gesellschaftliche 
Bedeutung beimisst. Er trägt dafür auf eindeuti-

ge und transparente Weise rechtzeitig Sorge. 
Dabei legt der betreffende Mitgliedstaat auch 
fest, ob diese Ereignisse im Wege direkter Ge-
samt- oder Teilberichterstattung oder, sofern im 
öffentlichen Interesse aus objektiven Gründen 
erforderlich oder angemessen, im Wege zeitver-
setzter Gesamt- oder Teilberichterstattung ver-
fügbar sein sollen.  
 
(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission 
unverzüglich alle Maßnahmen mit, die sie gemäß 
Absatz 1 getroffen haben oder in Zukunft treffen 
werden. Die Kommission prüft binnen drei Mona-
ten nach der Mitteilung, ob die Maßnahmen mit 
dem Unionsrecht vereinbar sind, und teilt sie den 
anderen Mitgliedstaaten mit. Sie holt die Stel-
lungnahme des mit Artikel 29 eingesetzten Kon-
taktausschusses ein. Sie veröffentlicht die ge-
troffenen Maßnahmen unverzüglich im Amtsblatt 
der Europäischen Union; mindestens einmal jähr-
lich veröffentlicht sie eine konsolidierte Liste der 
von den Mitgliedstaaten getroffenen Maßnah-
men.  
 
(3) Die Mitgliedstaaten stellen im Rahmen des 
innerstaatlichen Rechts durch geeignete Maß-
nahmen sicher, dass die ihrer Rechtshoheit un-
terworfenen Fernsehveranstalter die von ihnen 
nach dem 30. Juli 1997 erworbenen ausschließli-
chen Rechte nicht in der Weise ausüben, dass 
einem bedeutenden Teil der Öffentlichkeit in 
einem anderen Mitgliedstaat die Möglichkeit 
vorenthalten wird, die von diesem anderen Mit-
gliedstaat gemäß den Absätzen 1 und 2 bezeich-
neten Ereignisse als direkte Gesamt- oder Teilbe-
richterstattung oder, sofern im öffentlichen Inte-
resse aus objektiven Gründen erforderlich oder 
angemessen, als zeitversetzte Gesamt- oder 
Teilberichterstattung in einer frei zugänglichen 
Fernsehsendung zu verfolgen, wie dies von dem 
anderen Mitgliedstaat gemäß Absatz 1 festgelegt 
worden ist.  
 

Artikel 15 
 
(1) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass jeder 
Fernsehveranstalter, der in der Union niederge-
lassen ist, zum Zwecke der Kurzberichterstattung 
einen fairen, angemessenen und diskriminie-
rungsfreien Zugang zu Ereignissen hat, die von 
großem öffentlichen Interesse sind und die von 
einem der Rechtshoheit der Mitgliedstaaten un-
terworfenen Fernsehveranstalter exklusiv über-
tragen werden.  
 
(2) Wenn ein anderer Fernsehveranstalter, der in 
demselben Mitgliedstaat niedergelassen ist wie 
der um Zugang ersuchende Fernsehveranstalter, 
ausschließliche Rechte für das Ereignis von gro-
ßem Interesse für die Öffentlichkeit erworben 
hat, muss der Zugang bei diesem Fernsehveran-
stalter beantragt werden.  
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(3) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass dieser 
Zugang garantiert ist, indem sie es den Fernseh-
veranstaltern erlauben, frei kurze Ausschnitte 
aus dem Sendesignal des übertragenden Fernseh-
veranstalters auszuwählen, wobei die Fernseh-
veranstalter dabei aber zumindest ihre Quelle 
angeben müssen, sofern dies nicht aus prakti-
schen Gründen unmöglich ist.  
 
(4) Als Alternative zu Absatz 3 kann ein Mitglied-
staat ein gleichwertiges System einrichten, das 
den Zugang mit anderen Mitteln unter fairen, 
angemessenen und diskriminierungsfreien Bedin-
gungen ermöglicht.  
 
(5) Kurze Ausschnitte werden ausschließlich für 
allgemeine Nachrichtensendungen verwendet 
und dürfen in audiovisuellen Mediendiensten auf 
Abruf nur verwendet werden, wenn die gleiche 
Sendung von demselben Mediendiensteanbieter 
zeitversetzt angeboten wird.  
 
(6) Unbeschadet der Absätze 1 bis 5 sorgen die 
Mitgliedstaaten nach Maßgabe ihres Rechtssys-
tems und im Einklang mit ihren Gepflogenheiten 
dafür, dass die Modalitäten und Bedingungen für 
die Bereitstellung solcher kurzen Ausschnitte 
näher festgelegt werden, insbesondere hinsicht-
lich etwaiger Kostenerstattungsregelungen, der 
Höchstlänge der kurzen Ausschnitte und der Fris-
ten für ihre Übertragung. Wird eine Kostener-
stattung vorgesehen, so darf sie die unmittelbar 
mit der Gewährung des Zugangs verbundenen 
zusätzlichen Kosten nicht übersteigen.  
 

KAPITEL VI 
 

FÖRDERUNG DER VERBREITUNG UND  
HERSTELLUNG VON FERNSEHPROGRAMMEN 

 
Artikel 16 

 
(1) Die Mitgliedstaaten tragen im Rahmen des 
praktisch Durchführbaren und mit angemessenen 
Mitteln dafür Sorge, dass die Fernsehveranstalter 
den Hauptanteil ihrer Sendezeit, die nicht auf 
Nachrichten, Sportberichten, Spielshows, Werbe-
leistungen, Videotextleistungen und Teleshop-
ping entfallen, der Sendung von europäischen 
Werken vorbehalten. Dieser Anteil soll unter 
Berücksichtigung der Verantwortung der Rund-
funkveranstalter gegenüber ihrem Publikum in 
den Bereichen Information, Bildung, Kultur und 
Unterhaltung schrittweise anhand geeigneter 
Kriterien erreicht werden.  
 
(2) Kann der Anteil gemäß Absatz 1 nicht erreicht 
werden, so darf dieser nicht niedriger als der 
Anteil sein, der 1988 in dem betreffenden Mit-
gliedstaat im Durchschnitt festgestellt wurde.  

Im Falle Griechenlands und Portugals wird das 
Jahr 1988 jedoch durch das Jahr 1990 ersetzt.  
 
(3) Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommis-
sion alle zwei Jahre ab 3. Oktober 1991 einen 
Bericht über die Durchführung des vorliegenden 
Artikels und des Artikels 17.  
 
Dieser Bericht enthält insbesondere eine statisti-
sche Übersicht, aus der hervorgeht, inwieweit 
jedes der Rechtshoheit des betreffenden Mit-
gliedstaats unterworfene Fernsehprogramm den 
im vorliegenden Artikel und in Artikel 17 genann-
ten Anteil erreicht hat, aus welchen Gründen 
dieser Anteil in jedem einzelnen Fall nicht er-
zielt werden konnte und welche Maßnahmen zur 
Erreichung dieses Anteils getroffen oder vorgese-
hen sind.  
 
Die Kommission bringt diese Berichte - gegebe-
nenfalls zusammen mit einer Stellungnahme - 
den übrigen Mitgliedstaaten und dem Europäi-
schen Parlament zur Kenntnis. Sie trägt dafür 
Sorge, dass der vorliegende Artikel und Artikel 17 
gemäß den Bestimmungen des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union durchge-
führt werden. In ihrer Stellungnahme kann die 
Kommission insbesondere den gegenüber den 
Vorjahren erzielten Fortschritten, dem Anteil 
von Erstausstrahlungen bei der Programmgestal-
tung, den besonderen Gegebenheiten bei den 
neuen Fernsehveranstaltern sowie der besonde-
ren Lage der Länder mit niedriger audiovisueller 
Produktionskapazität oder begrenztem Sprach-
raum Rechnung tragen.  
 

Artikel 17 
 
Die Mitgliedstaaten tragen im Rahmen des prak-
tisch Durchführbaren und mit angemessenen 
Mitteln dafür Sorge, dass Fernsehveranstalter 
mindestens 10 % ihrer Sendezeit, die nicht auf 
Nachrichten, Sportberichten, Spielshows oder 
Werbeleistungen, Videotextleistungen und Tele-
shopping entfallen, oder alternativ nach Wahl 
des Mitgliedstaats mindestens 10 % ihrer Haus-
haltsmittel für die Programmgestaltung der Sen-
dung europäischer Werke von Herstellern vorbe-
halten, die von den Fernsehveranstaltern unab-
hängig sind. Dieser Anteil ist unter Berücksichti-
gung der Verantwortung der Fernsehveranstalter 
gegenüber ihrem Publikum in den Bereichen In-
formation, Bildung, Kultur und Unterhaltung 
schrittweise anhand geeigneter Kriterien zu er-
reichen. Dazu muss ein angemessener Anteil 
neueren Werken vorbehalten bleiben, d. h. Wer-
ken, die innerhalb eines Zeitraums von fünf Jah-
ren nach ihrer Herstellung ausgestrahlt werden.  
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Artikel 18 

 
Dieses Kapitel gilt nicht für Fernsehsendungen, 
die sich an ein lokales Publikum richten und die 
nicht an ein nationales Fernsehnetz angeschlos-
sen sind.  
 

KAPITEL VII 
 

FERNSEHWERBUNG UND TELESHOPPING 
 

Artikel 19 
 
(1) Fernsehwerbung und Teleshopping müssen als 
solche leicht erkennbar und vom redaktionellen 
Inhalt unterscheidbar sein. Unbeschadet des 
Einsatzes neuer Werbetechniken müssen Fern-
sehwerbung und Teleshopping durch optische 
und/oder akustische und/oder räumliche Mittel 
eindeutig von anderen Sendungsteilen abgesetzt 
sein.  
 
(2) Einzeln gesendete Fernsehwerbe- und Tele-
shoppingspots sind im Rahmen von Sportveran-
staltungen zulässig. Einzeln gesendete Fernseh-
werbe- und Teleshoppingspots müssen, außer bei 
der Übertragung von Sportveranstaltungen, die 
Ausnahme bilden. 
 

Artikel 20 
 
(1) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass durch 
in laufende Sendungen eingefügte Fernsehwer-
bung oder Teleshopping-Spots der Zusammen-
hang der Sendungen unter Berücksichtigung der 
natürlichen Sendungsunterbrechungen sowie der 
Dauer und Art der betreffenden Sendung nicht 
beeinträchtigt wird und die Rechte von Recht-
einhabern nicht verletzt werden.  
 
(2) Die Übertragung von Fernsehfilmen (mit Aus-
nahme von Serien, Reihen und Dokumentatio-
nen), Kinospielfilmen und Nachrichtensendungen 
darf für jeden programmierten Zeitraum von 
mindestens 30 Minuten einmal für Fernsehwer-
bung oder Teleshopping unterbrochen werden. 
Die Übertragung von Kindersendungen darf für 
jeden programmierten Zeitraum von mindestens 
30 Minuten einmal für Fernsehwerbung unterbro-
chen werden, sofern die Gesamtdauer der Sen-
dung nach dem Sendeplan mehr als 30 Minuten 
beträgt. Die Übertragung von Teleshopping ist 
während Kindersendungen untersagt. Die Über-
tragung von Gottesdiensten darf nicht durch 
Fernsehwerbung oder Teleshopping unterbrochen 
werden. 
 

Artikel 21 
 
Teleshopping für Arzneimittel, die einer Geneh-
migung für das Inverkehrbringen im Sinne der 
Richtlinie 2001/83/EG unterliegen, sowie Tele-
shopping für ärztliche Behandlungen ist unter-
sagt.  
 

Artikel 22 
 
Fernsehwerbung und Teleshopping für alkoholi-
sche Getränke müssen folgenden Kriterien ent-
sprechen:  
 
a)  sie dürfen nicht speziell an Minderjährige 

gerichtet sein und insbesondere nicht Minder-
jährige beim Alkoholgenuss darstellen;  

 
b)  es darf keinerlei Verbindung zwischen einer 

Verbesserung der physischen Leistung und Al-
koholgenuss oder dem Führen von Kraftfahr-
zeugen und Alkoholgenuss hergestellt werden;  

 
c)  es darf nicht der Eindruck erweckt werden, 

Alkoholgenuss fördere sozialen oder sexuellen 
Erfolg;  

 
d)  sie dürfen nicht eine therapeutische, stimu-

lierende, beruhigende oder konfliktlösende 
Wirkung von Alkohol suggerieren;  

 
e)  Unmäßigkeit im Genuss alkoholischer Geträn-

ke darf nicht gefördert oder Enthaltsamkeit 
oder Mäßigung nicht negativ dargestellt wer-
den;  

 
f)  die Höhe des Alkoholgehalts von Getränken 

darf nicht als positive Eigenschaft hervorge-
hoben werden.  

 
Artikel 23 

 
(1) Der Sendezeitanteil von Fernsehwerbespots 
und Teleshoppingspots darf im Zeitraum von 6.00 
Uhr bis 18.00 Uhr 20 % dieses Zeitraums nicht 
überschreiten. Der Sendezeitanteil von Fernseh-
werbespots und Teleshoppingspots darf im Zeit-
raum von 18.00 Uhr bis 24.00 Uhr 20 % dieses 
Zeitraums nicht überschreiten.  
 
(2) Absatz 1 gilt nicht für   
 
a)  Hinweise des Fernsehveranstalters auf seine 

eigenen Sendungen und auf Begleitmateria-
lien, die direkt von diesen Sendungen abgelei-
tet sind, oder auf Sendungen und audiovisuel-
le Mediendienste anderer Teile derselben 
Sendergruppe; 

 
b)  Sponsorenhinweise; 
 
c)  Produktplatzierungen; 
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d)  neutrale Einzelbilder zwischen redaktionel-

len Inhalten und Fernsehwerbe- oder Tele-
shoppingspots sowie zwischen einzelnen 
Spots.  

 
Artikel 24 

 
Teleshopping-Fenster müssen optisch und akus-
tisch klar als solche gekennzeichnet sein und 
eine Mindestdauer von 15 Minuten ohne Unter-
brechung haben.  
 

Artikel 25 
 
Die Bestimmungen dieser Richtlinie gelten ent-
sprechend für reine Werbe- und Teleshopping-
Fernsehkanäle sowie für Fernsehkanäle, die aus-
schließlich der Eigenwerbung dienen.  
 
Kapitel IV sowie die Artikel 20 und 23 gelten 
jedoch nicht für solche Kanäle.  
 

Artikel 26 
 
Unbeschadet des Artikels 4 können die Mitglied-
staaten für Fernsehprogramme, die ausschließ-
lich für ihr eigenes Hoheitsgebiet bestimmt sind 
und weder unmittelbar noch mittelbar in einem 
oder mehreren anderen Mitgliedstaaten öffent-
lich empfangen werden können, unter Einhaltung 
des Unionsrechts andere als die in Artikel 20 
Absatz 2 und in Artikel 23 festgelegten Bedingun-
gen vorsehen.  
 

KAPITEL VIII 
 

SCHUTZ MINDERJÄHRIGER BEI FERNSEH-
PROGRAMMEN 
(gestrichen) 

 
KAPITEL IX 

 
RECHT AUF GEGENDARSTELLUNG BEI FERNSEH-

PROGRAMMEN 
 

Artikel 28 
 
(1) Unbeschadet der übrigen von den Mitglied-
staaten erlassenen zivil-, verwaltungs- oder 
strafrechtlichen Bestimmungen muss jede natür-
liche oder juristische Person, deren berechtigte 
Interessen - insbesondere Ehre und Ansehen - 
aufgrund der Behauptung falscher Tatsachen in 
einem Fernsehprogramm beeinträchtigt worden 
sind, unabhängig von ihrer Nationalität ein Recht 
auf Gegendarstellung oder gleichwertige Maß-
nahmen beanspruchen können. Die Mitgliedstaa-
ten sorgen dafür, dass die tatsächliche Ausübung 
des Rechts auf Gegendarstellung oder gleichwer-
tige Maßnahmen nicht durch Auferlegung unbilli-
ger Bestimmungen oder Bedingungen behindert 

wird. Die Gegendarstellung muss innerhalb einer 
angemessenen Frist nach Eingang des begründe-
ten Antrags zu einer Zeit und in einer Weise ge-
sendet werden, die der Sendung, auf die sich der 
Antrag bezieht, angemessen sind.  
 
(2) Das Recht auf Gegendarstellung oder gleich-
wertige Maßnahmen gelten in Bezug auf alle 
Fernsehveranstalter, die der Rechtshoheit eines 
Mitgliedstaats unterworfen sind.  
 
(3) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen 
Maßnahmen zur Ausgestaltung dieses Rechts oder 
dieser Maßnahmen und legen das Verfahren zu 
deren Wahrnehmung fest. Sie sorgen insbesonde-
re dafür, dass die Frist für die Wahrnehmung des 
Rechts auf Gegendarstellung oder gleichwertiger 
Maßnahmen ausreicht und dass die Vorschriften 
so festgelegt werden, dass dieses Recht oder 
diese Maßnahmen von den natürlichen oder juris-
tischen Personen, deren Wohnsitz oder Nieder-
lassung sich in einem anderen Mitgliedstaat be-
findet, in angemessener Weise wahrgenommen 
werden können.  
 
(4) Der Antrag auf Gegendarstellung oder gleich-
wertige Maßnahmen kann abgelehnt werden, 
wenn die in Absatz 1 genannten Voraussetzungen 
für eine solche Gegendarstellung nicht vorliegen, 
die Gegendarstellung eine strafbare Handlung 
beinhaltet, ihre Sendung den Fernsehveranstalter 
zivilrechtlich haftbar machen würde oder wenn 
sie gegen die guten Sitten verstößt.  
 
(5) Bei Streitigkeiten über die Wahrnehmung des 
Rechts auf Gegendarstellung oder gleichwertiger 
Maßnahmen ist eine gerichtliche Nachprüfung zu 
ermöglichen.  
 

KAPITEL IXa 
BESTIMMUNGEN FÜR VIDEO-SHARING-

PLATTFORM-DIENSTE 
 

Artikel 28a 
 
(1) Für die Zwecke dieser Richtlinie unterliegt 
ein Video-Sharing-Plattform-Anbieter, der im 
Sinne des Artikels 3 Absatz 1 der Richtlinie 
2000/31/EG im Hoheitsgebiet eines Mitglied-
staats niedergelassen ist, der Rechtshoheit die-
ses Mitgliedstaats. 
 
(2) in Video-Sharing-Plattform-Anbieter, der 
nicht gemäß Absatz 1 im Hoheitsgebiet eines 
Mitgliedstaats niedergelassen ist, gilt für die 
Zwecke dieser Richtlinie als im Hoheitsgebiet 
eines Mitgliedstaats niedergelassen, wenn dieser 
Video-Sharing-Plattform-Anbieter 
 
a)  ein Mutterunternehmen oder ein Tochterun-

ternehmen hat, das im Hoheitsgebiet dieses 
Mitgliedstaats niedergelassen ist, oder  
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b)  Teil einer Gruppe ist und ein anderes Unter-

nehmen dieser Gruppe im Hoheitsgebiet die-
ses Mitgliedstaats niedergelassen ist. 

 
Für die Zwecke dieses Artikels bezeichnet der 
Ausdruck 
 
a)  ‚Mutterunternehmen‘ ein Unternehmen, das 

ein oder mehrere Tochterunternehmen kon-
trolliert;   

 
b)  ‚Tochterunternehmen‘ ein von einem Mutter-

unternehmen kontrolliertes Unternehmen, 
einschließlich jedes mittelbar kontrollierten 
Tochterunternehmens eines Mutterunterneh-
mens; 

 
c)  ‚Gruppe‘ ein Mutterunternehmen, alle seine 

Tochterunternehmen und alle anderen mit 
ihnen wirtschaftlich und rechtlich verbunde-
nen Unternehmen. 

 
(3) Sind das Mutterunternehmen, das Tochterun-
ternehmen oder die anderen Unternehmen der 
Gruppe jeweils in verschiedenen Mitgliedstaaten 
niedergelassen, so gilt der Video-Sharing-
Plattform-Anbieter für die Zwecke der Anwen-
dung des Absatzes 2 als in dem Mitgliedstaat 
niedergelassen, in dem sein Mutterunternehmen 
niedergelassen ist, oder - mangels einer solchen 
Niederlassung - als in dem Mitgliedstaat nieder-
gelassen, in dem sein Tochterunternehmen nie-
dergelassen ist, oder - mangels einer solchen 
Niederlassung - als in dem Mitgliedstaat nieder-
gelassen, in dem das andere Unternehmen der 
Gruppe niedergelassen ist. 
 
(4) Gibt es mehrere Tochterunternehmen und ist 
jedes dieser Tochterunternehmen in einem ande-
ren Mitgliedstaat niedergelassen, so gilt der Vi-
deo-Sharing-Plattform-Anbieter für die Zwecke 
der Anwendung des Absatzes 3 als in dem Mit-
gliedstaat niedergelassen, in dem eines der 
Tochterunternehmen zuerst seine Tätigkeit auf-
genommen hat, sofern eine dauerhafte und tat-
sächliche Verbindung mit der Wirtschaft dieses 
Mitgliedstaats besteht. 
 
Gibt es mehrere andere Unternehmen, die Teil 
der Gruppe sind und von denen jedes in einem 
anderen Mitgliedstaat niedergelassen ist, so gilt 
der Video-Sharing-Plattform-Anbieter als in dem 
Mitgliedstaat niedergelassen, in dem eines dieser 
Unternehmen zuerst seine Tätigkeit aufgenom-
men hat, sofern eine dauerhafte und tatsächli-
che Verbindung mit der Wirtschaft dieses Mit-
gliedstaats besteht. 
 
(5) Für die Zwecke dieser Richtlinie gelten Arti-
kel 3 und die Artikel 12 bis 15 der Richtlinie 
2000/31/EG für Video-Sharing-Plattform-

Anbieter, die gemäß Absatz 2 dieses Artikels als 
im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats niederge-
lassen gelten. 
 
(6) Die Mitgliedstaaten erstellen eine Liste der in 
ihrem Hoheitsgebiet niedergelassenen oder als 
niedergelassen geltenden Video-Sharing-
Plattform-Anbieter, halten sie auf dem neuesten 
Stand und geben an, auf welchen der in den Ab-
sätzen 1 bis 4 genannten Kriterien ihre Rechts-
hoheit beruht. Die Mitgliedstaaten übermitteln 
diese Liste sowie alle Aktualisierungen dieser 
Liste der Kommission. 
 
Die Kommission stellt sicher, dass solche Listen 
in einer zentralen Datenbank bereitgestellt wer-
den. Im Fall von Unstimmigkeiten zwischen den 
Listen wendet sich die Kommission an die betref-
fenden Mitgliedstaaten, um eine Lösung zu fin-
den. Die Kommission stellt sicher, dass die natio-
nalen Regulierungsbehörden oder -stellen auf 
diese Datenbank zugreifen können. Die Kommis-
sion macht die Informationen in der Datenbank 
öffentlich zugänglich. 
 
(7) Können sich die betreffenden Mitgliedstaaten 
bei der Anwendung dieses Artikels nicht darüber 
einigen, welcher Mitgliedstaat die Rechtshoheit 
ausübt, bringen sie diese Angelegenheit ohne 
unangemessene Verzögerung der Kommission zur 
Kenntnis. Die Kommission kann die ERGA auffor-
dern, gemäß Artikel 30b Absatz 3 Buchstabe d zu 
der Angelegenheit Stellung zu nehmen. ERGA 
nimmt innerhalb von 15 Arbeitstagen nach der 
Anfrage der Kommission zu der Angelegenheit 
Stellung. Die Kommission hält den Kontaktaus-
schuss ordnungsgemäß informiert. 
 

Artikel 28b 
 
(1) Unbeschadet der Artikel 12 bis 15 der Richtli-
nie 2000/31/EG sorgen die Mitgliedstaaten dafür, 
dass ihrer Rechtshoheit unterliegende Video-
Sharing-Plattform-Anbieter angemessene Maß-
nahmen treffen, um 
 
a)  Minderjährige gemäß Artikel 6a Absatz 1 vor 

Sendungen, nutzergenerierten Videos und au-
diovisueller kommerzieller Kommunikation zu 
schützen, die ihre körperliche, geistige oder 
sittliche Entwicklung beeinträchtigen können; 

 
b)  die Allgemeinheit vor Sendungen, nutzergene-

rierten Videos und audiovisueller kommerziel-
ler Kommunikation zu schützen, in denen zu 
Gewalt oder Hass gegen eine Gruppe von Per-
sonen oder gegen ein Mitglied einer Gruppe 
aus einem der in Artikel 21 der Charta ge-
nannten Gründe aufgestachelt wird; 

 
c) die Allgemeinheit vor Sendungen, nutzergene-

rierten Videos und audiovisueller kommerziel-
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ler Kommunikation mit Inhalten zu schützen, 
deren Verbreitung gemäß Unionsrecht eine 
Straftat darstellt, nämlich die öffentliche Auf-
forderung zur Begehung einer terroristischen 
Straftat im Sinne des Artikels 5 der Richtlinie 
(EU) 2017/541, Straftaten im Zusammenhang 
mit Kinderpornografie im Sinne des Artikels 5 
Absatz 4 der Richtlinie 2011/93/EU des Euro-
päischen Parlaments und des Rates18 und ras-
sistische und fremdenfeindliche Straftaten im 
Sinne des Artikels 1 des Rahmenbeschlusses 
2008/913/JI.; 

 
(2) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die 
ihrer Rechtshoheit unterworfenen Video-Sharing-
Plattform-Anbieter die Anforderungen des Arti-
kels 9 Absatz 1 in Bezug auf audiovisuelle kom-
merzielle Kommunikation, die von diesen Video-
Sharing-Plattform-Anbietern vermarktet, ver-
kauft oder zusammengestellt wird, erfüllen. 
 
Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die ihrer 
Rechtshoheit unterworfenen Video-Sharing-
Plattform-Anbieter angemessene Maßnahmen 
ergreifen, um die Anforderungen nach Artikel 9 
Absatz 1 in Bezug auf audiovisuelle kommerzielle 
Kommunikation, die nicht von diesen Video-
Sharing-Plattform-Anbietern vermarktet, ver-
kauft oder zusammengestellt wird, zu erfüllen, 
wobei der Tatsache, dass die Video-Sharing-
Plattform-Anbieter nur eine begrenzte Kontrolle 
über eine solche audiovisuelle kommerzielle 
Kommunikation ausüben, Rechnung zu tragen ist. 
 
Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Video-
Sharing-Plattform-Anbieter ihre Nutzer eindeutig 
auf Sendungen und nutzergenerierte Videos hin-
weisen, die audiovisuelle kommerzielle Kommu-
nikation enthalten, vorausgesetzt, dass eine sol-
che Kommunikation gemäß Absatz 3 Unterabsatz 
3 Buchstabe c erklärt wurde oder der Anbieter 
Kenntnis davon hat. 
 
Die Mitgliedstaaten unterstützen die Nutzung der 
Koregulierung und die Förderung der Selbstregu-
lierung mithilfe von Verhaltenskodizes gemäß 
Artikel 4a Absatz 1, um die Einwirkung audiovi-
sueller kommerzieller Kommunikation für Le-
bensmittel und Getränke, die Nährstoffe und 
Substanzen mit ernährungsbezogener oder physi-
ologischer Wirkung enthalten — insbesondere 
Fett, Transfettsäuren, Salz oder Natrium, sowie 
Zucker —, deren übermäßige Aufnahme im Rah-
men der Gesamternährung nicht empfohlen wird, 

                                                 
18 Richtlinie 2011/93/EU des Europäischen Par-
laments und des Rates vom 13. Dezember 2011 
zur Bekämpfung des sexuellen Missbrauchs und 
der sexuellen Ausbeutung von Kindern sowie der 
Kinderpornografie sowie zur Ersetzung des Rah-
menbeschlusses 2004/68/JI des Rates (ABl. L 335 
vom 17.12.2011, S. 1). 

auf Kinder wirkungsvoll zu verringern. Diese Ko-
dizes sehen möglichst vor, dass die positiven 
Ernährungseigenschaften solcher Lebensmittel 
und Getränke durch diese audiovisuelle kommer-
zielle Kommunikation nicht hervorgehoben wer-
den. 
 
(3) Für die Zwecke der Absätze 1 und 2 werden 
die angemessenen Maßnahmen in Anbetracht der 
Art der fraglichen Inhalte, des Schadens, den sie 
anrichten können, der Merkmale der zu schüt-
zenden Personenkategorie sowie der betroffenen 
Rechte und berechtigten Interessen, einschließ-
lich derer der Video-Sharing-Plattform-Anbieter 
und der Nutzer, die die Inhalte erstellt oder 
hochgeladen haben, sowie des öffentlichen Inte-
resses bestimmt. 
 
Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass alle ihrer 
Rechtshoheit unterworfenen Video-Sharing-
Plattform-Anbieter solche Maßnahmen anwen-
den. Diese Maßnahmen müssen durchführbar und 
verhältnismäßig sein und der Größe des Video-
Sharing-Plattform-Dienstes und der Art des ange-
botenen Dienstes Rechnung tragen. Solche Maß-
nahmen dürfen weder zu Ex-ante-
Kontrollmaßnahmen noch zur Filterung von Inhal-
ten beim Hochladen, die nicht mit Artikel 15 der 
Richtlinie 2000/31/EG im Einklang stehen, füh-
ren. Zum Schutz Minderjähriger gemäß Absatz 1 
Buchstabe a dieses Artikels unterliegen die 
schädlichsten Inhalte den strengsten Maßnahmen 
der Zugangskontrolle. 
 
Solche Maßnahmen beinhalten, soweit zweck-
mäßig:  
 
a) die Aufnahme der Anforderungen gemäß Ab-

satz 1 in die Allgemeinen Geschäftsbedingun-
gen der Video-Sharing- Plattform-Dienste und 
die Anwendung dieser Anforderungen;  

 
b) die Aufnahme der Anforderungen des Artikels 

9 Absatz 1 für audiovisuelle kommerzielle 
Kommunikation, die nicht von den Video-
Sharing-Plattform-Anbietern vermarktet, ver-
kauft oder zusammengestellt wird, in die All-
gemeinen Geschäftsbedingungen der Video-
Sharing-Plattform-Dienste und die Anwendung 
dieser Anforderungen;  

 
c) die Bereitstellung einer Funktion für Nutzer, 

die nutzergenerierte Videos hochladen, mit 
der sie erklären können, ob diese Videos au-
diovisuelle kommerzielle Kommunikation ent-
halten, soweit sie davon Kenntnis haben oder 
eine solche Kenntnis nach vernünftigem Er-
messen erwartet werden kann;  

 
d) die Einrichtung und den Betrieb von transpa-

renten und nutzerfreundlichen Mechanismen, 
mit denen Video- Sharing-Plattform-Nutzer 
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dem betreffenden Video-Sharing-Plattform-
Anbieter die in Absatz 1 genannten Inhalte, 
die auf seiner Plattform bereitgestellt wer-
den, melden oder anzeigen können;  

 
e) die Einrichtung und den Betrieb von Systemen, 

mit denen Video-Sharing-Plattform-Anbieter 
den Video-Sharing- Plattform-Nutzern erklä-
ren, wie den Meldungen oder Anzeigen gemäß 
Buchstabe d Folge geleistet wurde;  

 
f) die Einrichtung und den Betrieb von Systemen 

zur Altersverifikation für Video-Sharing-
Plattform-Nutzer in Bezug auf Inhalte, die die 
körperliche, geistige oder sittliche Entwick-
lung von Minderjährigen beeinträchtigen kön-
nen;  

 
g) die Einrichtung und den Betrieb von leicht zu 

handhabenden Systemen, mit denen Video-
Sharing-Plattform- Nutzer die in Absatz 1 ge-
nannten Inhalte bewerten können;  

 
h) die Bereitstellung von Systemen zur Kontrolle 

durch Eltern, die der Kontrolle der Endnutzer 
unterliegen, in Bezug auf Inhalte, die die kör-
perliche, geistige oder sittliche Entwicklung 
von Minderjährigen beeinträchtigen können;  

 
i) die Einrichtung und den Betrieb von transpa-

renten, leicht zu handhabenden und wirksa-
men Verfahren für den Umgang mit und die 
Beilegung von Beschwerden des Nutzers ge-
genüber dem Video-Sharing-Plattform-
Anbieter in Bezug auf die Umsetzung der in 
den Buchstaben d bis h genannten Maßnah-
men;  

 
j) das Angebot wirksamer Maßnahmen und In-

strumente für Medienkompetenz und die Sen-
sibilisierung der Nutzer für diese Maßnahmen 
und Instrumente. 

 
 Personenbezogene Daten von Minderjährigen, 

die von Video-Sharing-Plattform-Anbietern 
gemäß Unterabsatz 3 Buchstaben f und h er-
hoben oder anderweitig gewonnen werden, 
dürfen nicht für kommerzielle Zwecke wie 
etwa Direktwerbung, Profiling und auf das 
Nutzungsverhalten abgestimmte Werbung 
verwendet werden. 

 
(4) Zur Umsetzung der in den Absätzen 1 und 3 

dieses Artikels genannten Maßnahmen unter-
stützen die Mitgliedstaaten die Nutzung der 
Koregulierung gemäß Artikel 4a Absatz 1. 

 
(5) Die Mitgliedstaaten schaffen die erforderli-

chen Mechanismen zur Beurteilung der Ange-
messenheit der in Absatz 3 genannten Maß-
nahmen der Video-Sharing-Plattform-
Anbieter. Die Mitgliedstaaten betrauen die 

nationalen Regulierungsbehörden oder -
stellen mit der Beurteilung dieser Maßnah-
men. 

 
(6) Die Mitgliedstaaten können Video-Sharing-
Plattform-Anbietern Maßnahmen auferlegen, die 
ausführlicher oder strenger sind als die in Absatz 
3 dieses Artikels genannten Maßnahmen. Erlassen 
sie solche Maßnahmen, halten die Mitgliedstaa-
ten die im geltenden Unionsrecht festgelegten 
Anforderungen ein, darunter die Vorgaben der 
Artikel 12 bis 15 der Richtlinie 2000/31/EG oder 
des Artikels 25 der Richtlinie 2011/93/EU. 
 
(7) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass zur 
Beilegung von Streitigkeiten zwischen Nutzern 
und Video-Sharing-Plattform-Anbietern bezüglich 
der Anwendung der Absätze 1 und 3 außerge-
richtliche Rechtsbehelfsverfahren zur Verfügung 
stehen. Diese Verfahren ermöglichen eine unpar-
teiische Streitbeilegung und entziehen dem Nut-
zer nicht seinen Rechtsschutz nach nationalem 
Recht. 
 
(8) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass Nutzer 
ihre Rechte gegenüber Video-Sharing-Plattform-
Anbietern gemäß Absatz 1 und 3 vor Gericht gel-
tend machen können. 
 
(9) Die Kommission ermutigt die Video-Sharing-
Plattform-Anbieter, bewährte Verfahren bezüg-
lich auf Koregulierung beruhender Verhaltensko-
dizes gemäß Absatz 4 auszutauschen. 
 
(10) Die Mitgliedstaaten und die Kommission 
können die Selbstregulierung mithilfe von Verhal-
tenskodizes der Union gemäß Artikel 4a Absatz 2 
fördern. 
 

KAPITEL X 
 

KONTAKTAUSSCHUSS 
 

Artikel 29 
 
(1) Es wird ein Kontaktausschuss bei der Kommis-
sion eingesetzt. Dieser Ausschuss setzt sich aus 
Vertretern der zuständigen Behörden der Mit-
gliedstaaten zusammen. Den Vorsitz führt ein 
Vertreter der Kommission; der Ausschuss tagt auf 
Initiative des Vorsitzenden oder auf Antrag der 
Delegation eines Mitgliedstaats.  
 
(2) Der Kontaktausschuss hat folgende Aufgaben:  
 
a)  er erleichtert die tatsächliche Umsetzung 

dieser Richtlinie durch regelmäßige Konsulta-
tionen über praktische Probleme im Zusam-
menhang mit der Anwendung der Richtlinie, 
insbesondere von deren Artikel 2, sowie über 
alle anderen Fragen, die einen Gedankenaus-
tausch zweckdienlich erscheinen lassen;  
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b)  er gibt von sich aus oder auf Antrag der Kom-

mission Stellungnahmen zur Anwendung die-
ser Richtlinie durch die Mitgliedstaaten ab;  

 
c)  er ist das Forum für einen Gedankenaustausch 

über die Themen, die in den von den Mitglied-
staaten gemäß Artikel 16 Absatz 3 vorzule-
genden Berichten behandelt werden sollen 
und über die Methodologie dieser Berichte;  

 
d)  er erörtert das Ergebnis der regelmäßigen 

Konsultationen, die zwischen der Kommission 
und Vertretern der Fernsehveranstalter, der 
Produzenten, der Verbraucher, der Herstel-
ler, der Diensteanbieter, der Gewerkschaften 
und der Kunstschaffenden stattfinden;  

 
e)  er erleichtert den Informationsaustausch zwi-

schen den Mitgliedstaaten und der Kommissi-
on über die Lage und die Entwicklung bei den 
Ordnungstätigkeiten in Bezug auf die audiovi-
suellen Mediendienste, wobei die Politik der 
Union im audiovisuellen Bereich sowie rele-
vante Entwicklungen im technischen Bereich 
berücksichtigt werden;  

 
f)  er prüft die Entwicklungen auf dem betref-

fenden Sektor, die einen Gedankenaustausch 
zweckdienlich erscheinen lassen.  

 
KAPITEL XI 

 
REGULIERUNGSBEHÖRDEN UND -STELLEN DER 

MITGLIEDSTAATEN 
 

Artikel 30 
 
(1) Jeder Mitgliedstaat benennt eine oder mehre-
re nationale Regulierungsbehörden oder -stellen. 
Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass diese 
rechtlich von Regierungsstellen getrennt und 
funktionell unabhängig von ihren jeweiligen Re-
gierungen und anderen öffentlichen oder priva-
ten Einrichtungen sind. Die Möglichkeit der Mit-
gliedstaaten, Regulierungsbehörden einzurich-
ten, die die Aufsicht über verschiedene Sektoren 
führen, bleibt hiervon unberührt. 
 
(2) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass die 
nationalen Regulierungsbehörden oder -stellen 
ihre Befugnisse unparteiisch und transparent und 
im Einklang mit den Zielen dieser Richtlinie - 
insbesondere Medienpluralismus, kulturelle und 
sprachliche Vielfalt, Verbraucherschutz, Barrie-
refreiheit, Diskriminierungsfreiheit, das reibungs-
lose Funktionieren des Binnenmarktes und Förde-
rung eines fairen Wettbewerbs - ausüben. 
 
Die nationalen Regulierungsbehörden oder -
stellen holen im Zusammenhang mit der Erfül-
lung der ihnen nach nationalem Recht zur Um-

setzung des Unionsrechts übertragenen Aufgaben 
weder Weisungen einer anderen Stelle ein noch 
nehmen sie solche entgegen. Dies steht einer 
Aufsicht im Einklang mit dem nationalen Verfas-
sungsrecht nicht entgegen. 
 
(3) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die 
Zuständigkeiten und Befugnisse der nationalen 
Regulierungsbehörden oder -stellen sowie die Art 
und Weise, wie diese zur Rechenschaft gezogen 
werden, eindeutig gesetzlich geregelt sind. 
 
(4) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass die 
nationalen Regulierungsbehörden oder -stellen 
angemessene finanzielle und personelle Mittel 
und Durchsetzungsbefugnisse haben, um ihre 
Aufgaben wirksam wahrzunehmen und zur Arbeit 
der ERGA beizutragen. Die Mitgliedstaaten stel-
len sicher, dass die nationalen Regulierungsbe-
hörden oder -stellen über eigene jährliche Haus-
haltspläne verfügen, die veröffentlicht werden. 
 
(5) Die Mitgliedstaaten regeln in ihrem nationa-
len Recht die Bedingungen und Verfahren für die 
Ernennung und die Entlassung sowie die Dauer 
der Mandate der Leiter nationaler Regulierungs-
behörden und -stellen oder der Mitglieder des 
Kollegiums, das diese Funktion ausübt. Die Ver-
fahren müssen transparent und diskriminierungs-
frei sein, und das erforderliche Maß an Unabhän-
gigkeit muss sichergestellt sein. Der Leiter einer 
nationalen Regulierungsbehörde oder -stelle oder 
die Mitglieder des Kollegiums, das diese Funktion 
innerhalb einer nationalen Regulierungsbehörde 
oder -stelle ausübt, dürfen entlassen werden, 
wenn sie die zuvor auf nationaler Ebene festge-
legten Voraussetzungen für die Wahrnehmung 
ihrer Aufgaben nicht mehr erfüllen. Eine Entlas-
sungsentscheidung muss ausreichend begründet, 
vorab mitgeteilt und der Öffentlichkeit zugäng-
lich gemacht werden. 
 
(6) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass es auf 
nationaler Ebene wirksame Beschwerdeverfahren 
gibt. Die Beschwerdestelle, bei der es sich um 
ein Gericht handeln kann, muss von den an der 
Beschwerde beteiligten Parteien unabhängig 
sein. 
 
Bis zum Abschluss des Beschwerdeverfahrens 
bleibt die Entscheidung der nationalen Regulie-
rungsbehörde oder -stelle wirksam, sofern nicht 
nach Maßgabe des nationalen Rechts einstweilige 
Maßnahmen erlassen werden. 
 

Artikel 30a 
 
(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass natio-
nale Regulierungsbehörden oder -stellen ange-
messene Maßnahmen ergreifen, um einander und 
der Kommission die Informationen zu übermit-
teln, die für die Anwendung dieser Richtlinie und 
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insbesondere der Artikel 2, 3 und 4 notwendig 
sind. 
 
(2) Werden nationale Regulierungsbehörden oder 
-stellen im Zuge des Informationsaustauschs nach 
Absatz 1 von einem ihrer Rechtshoheit unterwor-
fenen Mediendiensteanbieter darüber unterrich-
tet, dass er einen Dienst erbringen wird, der 
ganz oder vorwiegend auf Zuschauer eines ande-
ren Mitgliedstaats ausgerichtet ist, so unterrich-
tet die nationale Regulierungsbehörde oder -
stelle in dem die Rechtshoheit innehabenden 
Mitgliedstaat die nationale Regulierungsbehörde 
oder -stelle des Zielmitgliedstaats. 
 
(3) Richtet die Regulierungsbehörde oder -stelle 
eines Mitgliedstaats, auf dessen Hoheitsgebiet 
ein der Rechtshoheit eines anderen Mitglied-
staats unterworfener Mediendienstanbieter ab-
zielt, ein Ersuchen betreffend die Tätigkeiten 
dieses Anbieters an die Regulierungsbehörde 
oder -stelle des Mitgliedstaats, der die Rechtsho-
heit über diesen Anbieter ausübt, so unternimmt 
die letztgenannte Regulierungsbehörde oder -
stelle alles in ihrer Macht Stehende, um dem 
Ersuchen innerhalb von zwei Monaten - unbe-
schadet strengerer Fristen, die nach dieser Richt-
linie anwendbar sind - nachzukommen. Die Regu-
lierungsbehörde oder -stelle des Zielmitglied-
staats stellt der Regulierungsbehörde oder -stelle 
des die Rechtshoheit innehabenden Mitglied-
staats auf Ersuchen alle Informationen zur Verfü-
gung, die sie dabei unterstützen können, dem 
Ersuchen nachzukommen. 
 

Artikel 30b 
 
(1) Die Gruppe europäischer Regulierungsstellen 
für audiovisuelle Mediendienste (ERGA) wird 
hiermit eingesetzt. 
 
(2) Sie setzt sich zusammen aus Vertretern nati-
onaler Regulierungsbehörden oder -stellen für 
den Bereich der audiovisuellen Mediendienste 
mit Hauptzuständigkeit für die Aufsicht über 
audiovisuelle Mediendienste oder wenn es keine 
nationale Regulierungsbehörde oder -stelle gibt - 
aus anderen Vertretern, die im Wege der dafür 
vorgesehenen Verfahren ausgewählt werden. Ein 
Vertreter der Kommission nimmt an den Sitzun-
gen der ERGA teil. 
 
(3) Die ERGA hat folgende Aufgaben:  
 
a) Bereitstellung von technischem Sachverstand 

für die Kommission in Bezug auf — ihre Aufga-
be, eine kohärente Umsetzung dieser Richtli-
nie in allen Mitgliedstaaten sicherzustellen, 
sowie — Angelegenheiten, die audiovisuelle 
Mediendienste betreffen und in ihre Zustän-
digkeit fallen;  

 

b) den Austausch von Erfahrungen und bewährten 
Verfahren in Bezug auf die Anwendung des 
Rechtsrahmens für audiovisuelle Mediendiens-
te, einschließlich Barrierefreiheit und Medi-
enkompetenz;  

 
c) Zusammenarbeit und Versorgung ihrer Mitglie-

der mit den erforderlichen Informationen für 
die Anwendung dieser Richtlinie, insbesonde-
re bezüglich der Artikel 3, 4 und 7;  

 
d) auf Anfrage der Kommission - Abgabe von 

Stellungnahmen zu den technischen und fakti-
schen Aspekten der Fragen gemäß Artikel 2 
Absatz 5c, Artikel 3 Absätze 2 und 3, Artikel 4 
Absatz 4 Buchstabe c und Artikel 28a Absatz 
7. 

 
KAPITEL XII 

 
SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

 
Artikel 31 

 
In Bereichen, die nicht durch diese Richtlinie 
koordiniert werden, bleiben die Rechte und Ver-
pflichtungen der Mitgliedstaaten, die sich aus 
den in den Bereichen Telekommunikation und 
Fernsehen bestehenden Übereinkommen erge-
ben, von dieser Richtlinie unberührt.  
 
Artikel 32 
 
Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den 
Wortlaut der wichtigsten innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften mit, die sie auf dem unter 
diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen.  
 

 
Artikel 33 

 
Die Kommission überwacht die Anwendung dieser 
Richtlinie durch die Mitgliedstaaten.  
 
Spätestens am 19. Dezember 2022 und danach 
alle drei Jahre übermittelt die Kommission dem 
Europäischen Parlament, dem Rat und dem Euro-
päischen Wirtschafts- und Sozialausschuss einen 
Bericht über die Anwendung dieser Richtlinie. 
 
Spätestens am 19. Dezember 2026 übermittelt 
die Kommission dem Europäischen Parlament und 
dem Rat eine Ex- post-Bewertung, gegebenen-
falls mit Vorschlägen für die Überarbeitung der 
Richtlinie, um die Wirkung dieser Richtlinie und 
ihren Mehrwert zu ermitteln. 
 
Die Kommission hält den Kontaktausschuss und 
die ERGA ordnungsgemäß über die Arbeiten und 
Tätigkeiten des jeweils anderen informiert. 
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Die Kommission sorgt dafür, dass Informationen, 
die sie von den Mitgliedstaaten in Bezug auf eine 
von diesen erlassene Maßnahme in den von die-
ser Richtlinie koordinierten Bereichen erhält, 
dem Kontaktausschuss und der ERGA übermittelt 
werden. 
 

Artikel 33a 
 
(1) Die Mitgliedstaaten fördern die Entwicklung 
von Medienkompetenz und ergreifen entspre-
chende Maßnahmen. 
 
(2) Bis zum 19. Dezember 2022 und anschließend 
alle drei Jahre berichten die Mitgliedstaaten der 
Kommission über die Durchführung des Absatzes 
1. 
 
(3) Die Kommission gibt nach Konsultation des 
Kontaktausschusses Leitlinien zum Umfang sol-
cher Berichte heraus. 
 

Artikel 34 
 
Die Richtlinie 89/552/EWG, in der Fassung der in 
Anhang I Teil A aufgeführten Richtlinien, wird 
unbeschadet der Verpflichtungen der Mitglied-
staaten hinsichtlich der in Anhang I Teil B ge-
nannten Fristen für die Umsetzung der dort ge-
nannten Richtlinien in innerstaatliches Recht 
aufgehoben.  

 
Verweisungen auf die aufgehobene Richtlinie 
gelten als Verweisungen auf die vorliegende 
Richtlinie und sind nach Maßgabe der Entspre-
chungstabelle in Anhang II zu lesen.  
 

Artikel 35 
 
Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach 
ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäi-
schen Union in Kraft.  
 

Artikel 36 
 
Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerich-
tet. 


